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Keine Gewaltanwendung! 


Reichskanzler Adolf Hitler empfing am 15. November den 
poluiſchen Geſandten Lipſei zu einer Beſprechung, in der die 
Bereitwilligkeit der beiden Regierungen feſtgelegt wurde, die ihre 

eiden Länder berührenden Sragen auf dem Wege 
unmitttelbarer Verhandlungen in Angriff zu 
nehmen und in ihrem Verhältnis zueinander au 
jede Anwendung von Gewalt zu verzichten. Nat 
dieſer Vereinbarung werden Deutſchland und Polen alles unmittelbar, 
d. h. unter Ausſchaltung des Völkerbundes, miteinander verhandeln. 
Worauf ſich die Verhandlungen im einzelnen beziehen werden, ſteht 
noch nicht feſt. Auf handel spolitiſchem Gebiete Jind Jeit einigen 
Wochen Befprechungen zwiſchen Deutſchland und Polen im Gange. Es 
iſt anzunehmen, daß u. a. auch verſucht werden wird, die Frage der 
nationalen Minderheiten durch unmittelbare Verſtändigang, 
alſo außerhalb des bisherigen Genfer Rahmens, zu regeln. Was die 


Grenfreviſionsfrage anlangt, ſo muß gegenüber den Miß- 


deutungsverſuchen der Gegenjeite mit Nachdruck feſtgeſtellt werden, daß 
der Verficht auf Gewaltanwendung für Deutfchland kein „Olt= 
locarno“ im Sinne eines Verzichtes auf weitere 
friedliche Heltendmachung feiner Reolſionusan- 
Iprüche bedeutet. 

Niemand iſt ich über die Schwieriakeiten im, Zweifel. denen Ror- 
handlungen zwischen Deutjehland und Polen in fachlicher und pfucho⸗ 
logischer Hinſicht begegnen. Crotzdem wird die Erklärung vom 1. Ko- 
vember allgemein und mit Recht als ein Ereignis von grund⸗ 
jätzlich er politiſcher Bedeutung gewertet. Es iſt zu be⸗ 
achten, daß Polen als erjter Staat des franzölilben 
Bündnisſuſtems ſein Verhalten der innerpolitiſchen Entwicklung 
und dem außenpolitiſchen Auftrelen Deutſchlands angepaßt hat, indem 
es als erſter Staat direkte Verhandlungen mit Deutschland nach deſſen 
Austritt aus dem Völkerbunde aufnimmt, und zwar in bewußter 
Ablehnung der franzöſiſchen Cheſe, derzufolge Verhandlungen mit 
Oeutſchland auch in Zukunft nur „in voller öffentlichkeit“, d. h. über 
den Völkerbund, geführt werden ſollen. Es wird hier gerade an 
der wundeſlen Stelle Europas eine Entjpannung der politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe verjucht. Der Völkerbund hat einen derartigen Verſuch 
niemals gemacht; vielleicht hat er als eine im franzöſiſchen Sinne ge= 
leitete Inſtitutlon überhaupt niemals ernſtlich die Abſicht gehabt, einer 
deutſch⸗polniſchen Verständigung die Wege zu ebnen. Frankreich 
iſt durch die Sriedensinitiative im Olten verſtimmt. Es fürchtet 
für den Sortbejtand feines europäiſchen. Bündnisſuſtems. Da dieſes 
Syſtem auf der Verewigung der Gegenſätze zwiſchen Deutſchland und 
ſeinen öſtlichen Nachbarn beruht, iſt es nicht weiter verwunderlich, daß 
die franzöſiſche Diplomatie jetzt verſucht, die Polen vor den „Gefahren“ 
einer Annäherung an Deutjchland zu „warnen“ und ſie mißtrauisch 
gegenüber dem deutschen Verſtändigungswillen zu machen. Deutſchland, 
jo heißt es, komme es nur darauf an, die Polen von ihren Bundes— 
geuoſſen zu trennen, um ihnen dann bei günjtiger Gelegenheit um Jo 
ſicherer die umſtrittenen Gebiete abnehmen zu können. Es iſt bezeichnend 
für die politiſche Situation in Europa, daß England bei dieſen fran- 
zöſiſchen Störungsverſuchen Hilfsſtellung leiſtet. Denn wenn gerade 
jetzt von einem Teil der eugliſchen Preſſe oftentativ von der Korridor- 
frage die Rede iſt, jo geſchieht das wohl nicht zuletzt in der Abſicht, 
den Polen die Luft an den Verhandlungen mit Deutichland zu nehmen 
und ibre Politik wieder in die alten Gleiſe des Völkerbundes zu leiten. 
Und wenn die „Morningpoſt“ gerade ſetzt darauf hinweist, daß im 
Guge der zu erwartenden Grenzrevijion der Memeler Hafen dazu aus— 


erſehen ſein werde, den Polen als Sugang zum Meere zu dienen, dann 
tut ſie das wohl in der Hoffnung, auch Litauen gegen die deutſch⸗ 
polnische Verständigung mobiliſieren zu können. 

Es ſcheint jedoch, daß der Appellan die Angſt, der früher 
niemals feine Wirkung verfehlt hat, beute in Polen nicht mehr den 
gewohnten Widerhall findet. Polen hat, wie es ſcheint, keine Luſt 
mehr ſich von Frankreich vorſchreiben zu laſſen, mit wem es verhandeln 
ſoll und mit wem es ſich nicht abgeben darf. Selbſt die natio⸗ 
naldemokratiſchen Kreiſe, die ſich bisher bis zur Selbſt⸗ 
verleugnung dem franzöſiſchen Denken unterzuordnen und der franzö⸗ 
ſiſchen Politik einzufügen bereit waren, Jind Frankreich gegenüber 
zurückhaltender und mißtrauiſch geworden. Es hat Jie 
enttäuſcht, daß Frankreich ſie in den letzten Jahren im Stich gelaſſen 
und nichts unternommen hat, um ſie, die doch ſeine treueſten Partei- 
gänger ſind, gegen die innerpolitiſche Gegnerſchaft des übermächtigen 
Pilfudſki-Lagers zu ſchützen. Und es hat Jie bedenklich geſtimmt, daß 
Frankreich wiederholt, z. B. in der Donaufrage, und vor allem in der 
Frage des Viermächtepaktes, Wege gegangen it, die ihrer Anſicht nach 
den polniſchen Wünſchen und öntereſſen durchaus nicht entſprechen. 
Wenn es wohl auch heute noch zutrifft, was man von den Führern der 
Nationaldemokraten ſagt, daß fie „Deutfchland mehr haſſen, als ſie ihr 
Vaterland lieben“, ſo kann man doch feſtſtellen, daß in ihrem Ver- 
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hältnis zu Frankreich eine gewiſſe Ernüchterung eingetreten iſt. Was 
die Kreiſe um Pilſudſbi anlangt, Jo haben dieſe niemals 
beſonders ausgeprägte Sumpathien für Frankreich empfunden. Sie 
gehen zwar mit Srankreich zusammen, inſofern und fo lange es für fie 
keine andere Möglichkeit gibt, die polniſche Politik in Europa zur 
Geltung zu bringen, Im übrigen aber geht ihr ganzes Beſtreben dahin, 
ſich aus der Abhängigkeit von den Pariſer Virektiven zu löſen, die 
ſich mit dem Ehrgefühl der „Erſten Brigade“ nicht mehr verträgt. 

Es ift nicht richtig, wenn von franzöſiſcher Seite der Vorwurf 
erhoben wird, Deutſchland habe es darauf abgeſehen, die „gemeinſame 
Front, die zwiſchen Srankreich, Polen und der Kleinen Entente beſteht, 
zu zerſtören“. Dieſe Front iſt auch ohne beſonderes 
deutſches Zutun ſchon ſeit längerer Zeit in allmäh⸗ 
licher Aufloſung begriffen. Wenn hier ſchon von einer 
Schuld die Rede ſein ſoll —, ſoll Deutjchland etwa „ſchuld“ daran Jein, 
daß die Polen es jait haben, ſich von Frankreich als Valallen behandeln 
zu laſſen? Eine „Schuld“ trägt Deutſchland allerdings, und die nirenit 
es gerne auf ſich: Es hat durch Jeine offene Friedenspolitik den Polen 
den Entſchluß, ſich mit Deutſchland direkt auseinanderzujegen, er⸗ 
leichtert, und es hat durch ſeinen Austritt aus dem Völkerbund eine 
Situation geſchaffen, die der Warſchauer Regierung durchaus nicht jo 
unjumpathiſch erjcheint. 

Deutſchland hat weiter den Abrüſtungsgegnern eines ihrer wich- 

tigften Argumente genommen, nämlich den Hinweis auf die akute Ge- 
jahrenlage im Oſten. Wenn ſich Frankreich bisher ſtets auf den 
Standpunkt geſtellt hat, daß es u. a. auch und vor allem deshalb nicht 
abrüjten könne, weil es vertraglich und moraliſch verpflichtet Jei, feinen 
polniſchen Bundesgenoſſen „gegen Deutfchland zu ſchützen“, jo iſt dieſes 
Argument jetzt, da Polen ſelber eine ihm von Oentſchland drohende 
Gefahr nicht mehr fieht, offenſichtlich hinfällig geworden. Inſoſern 
wird alſo auch die Abrüſtungs frage durch die deutſch⸗ 
polniſche Verſtändigungspolitik direkt berührt. 
Und es werden durch dieſe Politik ſchließlich auch günſtigere 
Vorausetzungen für eine Annäherung zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich geſchaffen. In dieſer Hinſicht 
ift es bezeichnend, daß die deutſch-polniſche Friedenserklärung von 
einem Teil der franzöſiſchen und polniſchen Blätter als Auftakt zu 
deutſch⸗Franzöſiſchen Verhandlungen aufgefaßt wird. Da aus ihnen 
jetzt die polniſche Frage ausgeſchaltet werden könnte, könnten, ſich 
derartige Verhandlungen nunmehr leidenſchaftsloſer und reibungsloſer 
geſtalten. Von welcher Seite man auch die Erklärung am 15. November 
betrachtet, immer wieder muß man zu dem Ergebnis gelangen, daß 
durch fie die geſamte europäiſche Politik von einer drückenden Laſt 
befreit worden iſt — vorausgeſetzt, daß dieſer Erklärung tatlächlich 
die erſtrebten und erhofften günſtigen Wirkungen auf das deutjch- 
polniſche Verhältnis nachfolgen. 
Vielleicht kann man Jagen: Es ijt ein Glück, daß zu einer Seit, 
in der Deutſchland zu ſchwerwiegenden Entſchlüſſen gezwungen iſt, in 
Polen ein Mann wie Marſchall Pilfudfkidie Zügel der Negie⸗ 
rung feft in der Hand hat, der genügend Un voreingenommen 
heilt und Rückgrat beſitzt, um ſich von den traditionellen Formen zu 
löſen, in denen die nachverjailler Außenpolitik Europas erſtarrt war. 
Pilfudfki hat durch die unvergleichliche Grobheit, mit der er die Ver⸗ 
treter des polniſchen Parlamentarismus beſchimpft hat, und durch die 
Breſter Affäre, die ſeine ſubalternen Handlanger auf dem Gewiſſen 
haben, eine für einen Staatschef etwas ſonderbare Berühmtheit er- 
langt. Man muß aber zugeben, daß er in der Beurteilung und Aus⸗ 
wertung außerpolitiſcher Möglichkeiten ſchon öfters mehr Nüch⸗ 
ternheit und Slelſicherheit an den Tag gelegt hat, als die- 
jenigen unter feinen innerpolitiſchen Gegnern, die es gewohnt ſind, ihre 
Entſchlüſſe an politiſchen Doktrinen zu orientieren und ihre Handlungen 
nach den Leidenschaften der Maſſe zu richten.“ 

„Sicher ift, daß eine Verständigung mit Deutſchland für Polen 
eine Seftigung ſeiner wirtſchaftlichen und politi- 
ſchen Stellung unter den Staaten bedeeutet. Es iſt klar, 
daß Polen ſich von der Abhängigkeit von Frankreich erſt dann wirk⸗ 
lich freimachen kann, wenn es ſich mit Deutſchland ausgeſöhnt hat. Ganz 
richtig beurteilt das Wilnaer „Slowo“ die Situation, wenn es feſt⸗ 
ſtellt. Jetzt exit ſei Polen für Srankreich ein erwünſchter Bundes- 
genoſſe geworden, jetzt erſt ſei es nicht mehr die bevormundete, „ewig 
bedrohte“ Macht und jetzt erſt habe es aufgehört, die Koſten dieſer 
Ad Rolle zu tragen. Was eine Verſtändigung mit Deuifch- 
and in wir fich etlicher Hinſicht für Polen bedeuten kann, das 
iſt den polniſchen Ministern, die während der letzten Jahre jo oft ver- 
gebens in den Vorzimmern der weltlichen Sinanzleute auf günftigen Be⸗ 
ſcheid gewartet haben, wohl hinreichend zum Bewußtſein gekommen. Auch 
Rußland gegenüber verbeſſert ſich die poluiſche Pofition mit der 
fortfchreitenden Entlpannung des Verhältniſſes zu Deutschland. Polen 
hat ſich J. St. den Sowjets genähert, um ſich im Often zu ſichern für 
den Sall, daß es im Weſten etwa einmal zu einem oruftlichen Konflikt 
kommen ſollte. Mit der Beſeitigung dieſer befürchteten Konflikts⸗ 
gefahr verringert ſich offenſichtlich auch die Notwendigkeit einer 
Rückendeckung im Often. Die junge Freundschaft mit den Sowjets hat 
in Polen während der letzten Monate gar üppige Blüten getrieben. Für 
Polen befteht jetzt, nach dem 15. November, wohl kein zwingender Grund 
mehr, mit demselben Eifer um das Wohlgefallen der Moskauer Macht- 
haber zu werben. Es iſt nicht Jo unrichtig, was das „Slowo“ über die 
bedenklichen Begleiterſcheinungen einer allzu ſtark gepflegten Freund- 
haft zu den Sowjets bemerkt: In voller Anerkennung der klugen 

olitik des polniſchen Außenminiſters ſollte das polniſche Volk doch 
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aufmerkjamer als bisher darauf achten, daß nicht etwa unter d 
Deckmantel einer Korrektheit der 0 b e 0 15 
Gift der bolſchewiſtiſchen Deukart eingeſchleppl 
wird. Das Werben um Rußland muß für Polen heute um jo entbehr- 
licher ſcheinen, als die Creigniffe im Ser nen Often, die entscheidend 
durch die völlige Umgestaltung des amerikanifch-tuffifchen Verhältniſſes 
beſtimmt werden, die Sowjetmacht ſtärker in Auſpruch nehmen als je. 
Für Leute wie Kierſki und dergleichen, die ſich nicht wohlfühlen, wenn 
ſie nicht von der „Notwendigkeit“ einer weiteren territorialen Expan- 
ſion ſprechen können, ſcheinen unter den gegebenen Umſtänden an den 
Oſtgrenzen ihres Staates leichtere und vielleicht auch verdienſtvollere 
Betätigungsmöglichkeiten gegeben zu jein ... 

Wenn man heute die nationaldemokratiſche Prejje durchſieht, dann 
hört man aus jedem Satz, der über das Problem der deutſch-polniſchen 
Verſtändigung handelt, das alte, unausrottbare Miß 
trauen gegen die Ehrlichkeit der deutſchen Ab- 
lichten heraus. Es hat keinen Zweck, ſich damit auseinanderzu- 
ſetzen. Nur eines ſoll feſtgeſtellt werden: Wenn hier Einer Srund 
haben kann, der Friedfertigkeit des Andern zu mißtrauen, dann ijt 
das wohl Deutſchland. Denn Polen bietet im eigenen Haufe jeden 
Tag neue handgreifliche Beweiſe dafür, daß es noch recht weit von 
der Geſinnung entfernt ijt, auf der ſich Vertrauen und Frieden auf- 
bauen können. Wie ſieht es denn z. B. in Oſtoberſchleſien aus? 
Dort ſcheint der Wojewode Grazynſki die deutſch⸗ 


polniſchen Verſtändigungsverhandlungen über 
haupt noch nicht zur Kenntnis genommen zu 
haben. Oſtoberſchleſien ſcheint für ihn ein Gebiet zu fein, auf das 


ſich die Erklärungen des polniſchen Geſandten in Berlin nicht be⸗ 
ee Cs wäre intereſſant zu erfahren, wie ſich die Warſchauer 
Regierung zu der Obftruktionspolitik ihres Kattowitzer Wojewoden 
verhält, ob ſie es mit einer ehrlichen Beſeitigung der deutſch-polniſchen 
Spannungen für vereinbar erachtet, daß in der Woſewodſchaft Schleſien 
der alte Kurs rückſichtsloſer Deutfcheuverfolgung unbekümmert und 
ſogar mit erhöhtem Nachdruck fortgeführt wird. Wenn ſie will, 
daß man in Deutjchland den Verſicherungen ihres Gejandten Glauben 
ſchenkt, dann iſt es notwendig, daß ſie erſt einmal im eigenen Haufe 
Frieden und Vertrauen herſtellt. Dr. Kredel. 


* 
Die Handelsvertragspolitik Polens. 


Wie mit ODeutſchland, Jo ſteht Polen zur Seit auch mit einer Reihe 
anderer Staaten in Handelsvertragsverhandlungen, fo mit Srankreich 
Holland und der Schweiz, der Fſchechoflowakei und Spanien. Die 
Verhandlungen ſcheinen für Polen vorerſt keinen befonders günſtigen 
Verlauf zu nehmen. Die Schweiz . B. hat, um ſich eine günjtigere 
Verhandlungsbaſis zu Jirhern, das Kohlenabkommen mit Polen ge- 
kündigt und damit die Einfuhr polniſcher Kohle gejperrt. Dadurch 
geben dem polniſchen Kohlenexport jährlich 120000 Tonnen verloren. 

uch das Guſtandekommen eines Handelsvertrages mit Finnland 
wird durch den kürzlich erfolgten Abſchluß des finniſch⸗engliſchen 
Abkommens, das einen ſchweren Schlag gegen die polniſche Kohlen 
ausfuhr darſtellt, ganz erheblich erjchwert. In dieſem Abkommen 
verpflichtet ſich Finnland, nicht mehr als 30 v. H. ſeines Kohlenbedarfes 
bei anderen Ländern als England zu decken. In den beiden letzten 
Jahren hat der polniſche Anteil an der finniſchen Kohleneinfuhr aber 
durchſchnittlich 66 v. H. betragen. Der „Kurjer Poljki“ rechnet mit 
einem Rückgang des polniſchen Kohlenexportes nach Finnland um etwa 
Joo ooo Tonnen im Jahr. Schwierig geftalten ſich auch die Wirtſchafts⸗ 
verhandlungen mit der Cſchechoſlowakei. Prag und Warſchau 
legen zwar großen Wert darauf, alles politisch Crennende in Ver- 
geſſenheit geraten zu laſſen und bei jeder Gelegenheit die politiſche 
und kulturelle Verbundenheit der beiden ſlawiſchen Nationen hervor- 
zuheben. Wo es ſich aber um geſchäftliche Dinge handelt, reichen Crink⸗ 
Jprüche und Freundſchaftsbeſuche nicht aus, um tatſächliche Gegen⸗ 
ſätze zu überwinden. Es ijt jedenfalls nicht möglich geweſen, die Ver⸗ 
handlungen rechtzeitig, d. h. vor Inkrafttreten des neuen polnijchen 
Solltarifes, zum Abſchluß zu bringen. Auf Vorſchlag der Prager 
Regierung wurde daher eine bis zum 30. November gültige proviſoriſche 
Vereinbarung getroffen. Neben den Verhandlungen der beiderjeitigen 
Regierungsverireter laufen Besprechungen von Vertretern einzelner 
polnifcher und tichechiſcher önduſtrien, Jo der Papier-, Stahl- und Holz⸗ 
industrie, einher. Auch gegenüber Srankreich befindet ſich Polen 
in keiner bejonders günſtigen Lage. Das politiſche Bündnis hat auch 
hier bisher noch keinen fühlbaren Einfluß auf den Ausbau der beider⸗ 
ſeitigen Wirtſchaftsbeziehungen auszuüben vermocht. Günſtiger ſcheinen 
die Verhandlungen mit Spanien zu ſtehen. Mit Holland ſteht 
der Abſchluß eines Handelsvertrages bevor. Mit Schweden iſt ein 
Abſchluß bereits erzielt. Die Verträge mit Sſterreich und 
Belgien ſind in Kraft getreten. Mit Sowjetrußland iſt eine 
Teilregelung erzielt. Mit einer Reihe auderer Staaten, Lettland, Nor- 
wegen, Südflawien, Griechenland, Rumänien, Ungarn und der Türkei 
ſtehen noch Verhandlungen bevor, die durch das Inkrafttreten des 
neuen Solltarifs notwendig geworden ſind. Am meiſten zu denken 
gibt den Polen ihr zukünftiges handelspolitiſches Verhältnis zu 
England, das unter den Abnehmern polniſcher Waren jur Seit 
noch an der Spitze ſteht, offenſichtlich aber keine Neigung beſitzt, noch 
zu ſeinem Markte zu geſtatten. Das handelspolitiſche Verhältnis zu 
Polen iſt für England jedenfalls weniger wert als das zu den nordifchen 
Ländern. E 
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Direktorenverſolgung in Gſtoberſchleſien. 


Vor einiger Seit war in der polniſchen Preſſe zu leſen, daß die 
Warſchauer Regierung mit der Abſicht umgehe, die in reichsdeuiſchem 
Beſitz befindlichen Aktien der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie in der Weile 
aufzukaufen, daß ſie die gegenwärtigen Beſitzer mit einer feſtverzins⸗ 
lichen Rente abfindet. Es hieß auch, dahinzielende Verhandlungen 
würden bereits mit dem Großinduſtriellen Chuſſen gepflogen. Seitdem 
hat man von dieſer Sache nichts mehr gehört. Daß ch die Ver⸗ 
handlungen, falls fie wirklich ſtaltgefunden haben ſollten, zerſchlagen 
haben, kann man jedoch aus den neuen Aktionen entnehmen, die nun- 
mehr ſchon ſeit Wochen gegen den deutſchen Induſtriebeſitz Oſtober⸗ 
ſchleſiens durchgeführt werden. Das Hauptziel der polniſchen An- 
griffe iſt die Intereſſengemeinſchaft Kattowitzer 
A. . — Königs- und Laurahükte A. ⸗ S., der jtärkjte, 
noch maßgeblich in deutſcher Hand befindliche Induſtriekonzern der 
Wojewodſchaft. Nach dem Scheitern der. Kaufpläne wurde von 
polniſcher Seite zunächſt versucht, die Intereſſengemeinſchaft durch die 
Einsetzung von Xegierungskommijjaren in die Hand 
zu bekommen. Dieſer Plan wurde jedoch, da der Harrimankonzern, 
der an der Intereſſeugemeinſchaft beteiligt iſt, dagegen proteſtierte, 
wieder fallen gelaſſen. Darauf wurde der Verſuch unternommen, die 
Intereſſengemeinſchaft zur Löſung ihrer Beziehungen zu den deutſchen 
Großbanken zu zwingen, um an deren Stelle als Kreditgeber die 
polniſchen Steatsbanken, die „Bank von Polen“ und die „Landes- 
mirtfchaftsbenk“, treten zu laſſen. Polniſcherſeits bemühte man ſich, 
der Intereſſengemeinſchaft einen ſolchen Entschluß durch das Angebot 
der Diskontierung ihrer Ruſſenwechſel zu erleichtern. Dafür ver- 
langte man allerdings als Gegenleiſtung die Entfernung aller deutschen 
Direktoren, denen dann wohl jehr bald auch die deutſchen Arbeiter 
und Augeſtellten der Unternehmungen nachfolgen würden. Als auch 
diefer Weg, die oſtoberſchleſiſche Induſtrie „vom deutſchen Kapital- 
einfluß zu Jäubern“, nicht zum Siele führte, griff Polen zu anderen 
Methoden. . 3 

Der Wojewode Grazynſki, der wie ftets die treibende Kraft 
all' dieſer gegen die deutjche Induftrie gerichteten Maßnahmen iſt, 
injzenierte mit Hilfe der Chauviniſtenverdände, der Preſſe und der 
Staatsanwaltſchaft eine jiutenſive Hetze gegen die leiten- 
den Beamten der Intereſſengemeinſchaft, die ſich 
weigerten, ihre Poſten freiwillig vor den polniſchen Stellenjägern zu 
räumen. Die deutſchen Direktoren wurden aller möglichen finanziellen 
Verfehlungen beſchuldigt. So hieß es, es ſeien bei einer Aktien- 
trausaktion zwiſchen der Intereſſengemeinſchaft und dem Harriman- 
konzern jalſche Buchungen ausgeführt worden, bei anderer Gelegen- 
heit ſeien 100 Mill. Zloty fiktive Schulden gebucht worden, und der 
polniſche Fiskus ſei um Millionenbeträge geſchädigt worden. Gegen 
den reichsdeutſchen Großaktionär Slick wird der Vorwurf erhoben, 
daß er die Stillegung mehrerer Betriebe veranlaßt hätte, nur um 


die Arbeiter und Angeſtellten auf die Straße zu werfen und der Wirt- 


ſchaftspolitik der polniſchen Regierung Schwierigkeiten zu machen! 
Die „Polonia“ beziffert den Schaden, den der Fiskus erlitten haben 
Joll, auf rund 16 Mill. Zloty, ohne irgendwelche glaubhafte Anhalts⸗ 
punkte hierfür liefern zu können. Die Unhaltbarkeit derartiger Vor⸗ 
würfe liegt auf der Hand. Man braucht z. B. nur daran zu erinnern, 
daß für die Stillegung eines Betriebes und für die Entlajfung von 


Arbeitern die Genehmigung des polniſchen Demobilmachungskommiſſars 
erforderlich iſt. Bei einer ganzen Reihe von Enduſtriederwallungen 
wurden Revijionen und Hausſuch ungen vorgenommen. 
AUkvenmaterial und ſelbſt private Korreſpondenz wurde zentnerweiſe 
beſchlagnahmt. Mehrere leitende Induſtriebeamte 
wurden verhaftet, Jo die Vorjtanusmitglieser der Wirek AG., 
Oberbergwerksdirektor Fungels und Dr. Goroll, ſowie Gene- 
raldirektor Rhode von der Intoreſſengemeinſchaft. Man wird ihnen 
Prozeſſe wegen „unzuläjliger Sinanzmanipulationen“ anhängen, und 
von den Unternehmungen wird man Aillionenbeträge an Steuernach- 
zahlungen fordern. 5 

Es iſt nicht das erſtemal, daß in Oſtoberſchleſten jo etwas geſchieht. 
Berühmt geworden ſind die Fälle des Prinzen von Pleß und des 
Oberbergwerksdirektors Or. Sbeling. Dem einen wurde 
eine Steuerrechnung von 12 Mill. Zloiy präfenitert — „zufalliger⸗ 
weile“ zu derjelben Zeit, in der er den Cheenvorſitz des Peutſchen 
Volksbundes annahm. Und der andere wurde zu 1% Jahren Sefängnis 
verurteilt, weil das Gericht gewiſſe Transaktionen zwiſchen der Pleß⸗ 
ſchen Verwaltung und der Slickſtoffabrik Oswag als „geſetzwidrig“ an- 
jah. Jetzt wollen die Polen aufs Ganze gehen. Nachdem die Preſſe in 
monatelanger Hetze gegen das „ſchädliche deutſche Kapital“ vorgearbeitet 
hat, wird jetzt der ganze behördliche Apparat aufgeboten, um dem 
„Volkswillen zu feinem Recht zu verhelfen“. Da Polen das den ſche 
Kapital nicht aufkaufen kann, will es die Menſchen beſeitigen, 
um über das Kapital, das ihm nicht gehört, dennoch die freie Ver- 
fügungsgewalt zu erlangen. 1 

Neben dieser großen Aktion gegen das deutſche Kapital geht im 
Reiche Grazunſkis eine andere Sermürbungsaktion gegen 
die deutſche Bevölkerung in ihrer Geſemtheit einher. Jeder 
Tag bringt neue Verhaftungen und neue Verurteilungen. So wurde der 
zweite Vorſitzende der Kreisgruppe TCarnowitz der Deutjehen Partei, 
Coplak, verhaftet, weil er angeblich an einer nationalen Feier in 
Beuthen teilgenommen haben foll. In Nubnik wurde ein deulſcher 
Baumeiſter namens Ernſt verhaftet, weil drei poluiſche Sergeanien be- 
haupteten, von dem einen () Deutschen überfallen worden zu jein. In 
Muslowitz wurden drei Deutjche, darunter der dortige Or.egruppen- 
leiter der Deutschen Partei, „unter dem Verdacht ſtaatsfeindlicher Um⸗ 
triebe“ (N verhaftet. In Kattowitz wurden wieder einmal zwei Deut⸗ 
ſche zu je ſechs Monaten Gefängnis verurkeilt, weil ſie „Heil Hitler!“ 
gerufen haben ſollen. In Königshütte wurden elf deulſche Jungen, 
die ſich nach einer Verſammlung der Jungdeutſchen Partei mit dem 
Sruße „Heil“ voneinander verabſchiedet hatten, feſigenommen und z. €. 
vom Schnellrichter zu je 14 Tagen Haft verurteilt, während die übrigen 
„wegen Nuheſtörung“ noch vor ein ordentliches Gericht geſtellt werden 
ſollen. Das ilt die „Ausbeute“ von zwei oder drei Tagen! Und das alles 
geschieht im Seichen der deutſch⸗polniſchen Verſtändi⸗ 
gung! Das alles geſchieht zu derfelben Zeit, in der der polniſche 
Außenminiſter Oberſt Beck in bezug auf die Unterredung des Reichs- 
kanzlers mit dem polniſchen Geſandten erklärte, „daß die Bevölke- 
rungen Deutſchlands und Polens darüber aufgeklärt worden find, daß 
die beiden Regierungen aufmerkſam und entſchloſſen beſtrebt nd, 
beide Nationen vor jedem Angriff zu ſichern und ju bewahren!“ Beck 
möge ſich auch einmal um Oſtoberſchleſien kümmern! 


14 deutſche Kaſſenärzte in Pommerellen enttaffen. 


Die Krankenkaſſen in Bromberg, Thorn und in anderen Orten 
Pommerellens haben einer ganzen Anzahl von deutſchen Arzten mit⸗ 
geteilt, daß Jie ab 5. November d. J, auf Grund eines Abkommens 
zwiſchen Krankenkaſſen und Arzteverband ihre Kaſſenpraxis einzu⸗ 
ſtellen hätten. In Bromberg ſind hiervon 5, in Thorn 3 und im 
übrigen Pommerellen (Culmjee, Bandsburg, Czerſe, Krokow und 
Waldau) weitere 5 deutſche Arzte betroffen. Den Entlaffungen liegt 
formal folgender Vorgang zugrunde: Am 31. Oktober d. J. traten 
kraft Geſetz alle Verträge der Krankenkajfen mit den Arzten 
außer Kraft. Die Krankenkaſſen erklärten ſich zur Erneuerung 
der Verträge nur unter der Bedingung bereit, daß 15 v. H. der bis⸗ 
her zugelaſſenen Arzte geſtrichen würden. Geſtrichen werden Jollten 
die Arzte, die für die Kaſſenpraxis „ungeeignet“ erſchienen. Dieſe 
ungeeigneten“ Arzte wurden von den Kaſſen ſelbſt namhaft gemacht. 
Welchen pojitiven Sinn dieſe Maßnahme haben Joll, ijt völlig un⸗ 
klar. Die Kaſſen gewinnen dabei keinen roten Heller; den Kaſſen⸗ 
patienten aber wird das Necht der freien Arztewahl beſchnitten. Der 
negative Sinn der Maßnahme liegt allerdings klar auf der Hand: 
Die deutſchen Arzte ſollten aus der Kaſſenpraxis herausgedrängt, 
wirtſchoftlich geſchädigt und dadurch vielleicht zur Abwanderung ge⸗ 
trieben werden. Die Angehörigen der deutſchen Minderheit aber 
ſollen gezwungen werden, zu polniſchen Arzten zu gehen. Es ſind 
zwar auch einige polniſche Kaſſenärzte entlafſen worden, aber die 
polniſche Arzteſchaft wird durch die Maßnahmen verhältnismäßig viel 
weniger als die deutſche betroffen. Im Bezirk des pommerelliſchen 
Arzteverbandes (der ſich mit der Wojewodſchaft Pommerellen nicht 
deckt) gibt es, wie die „Deutſche Nundſchau“ in Bromberg ſchreibt, 
rund 400 Arzte, darunter etwa 360 Kaſſenärzte; unter dieſen bekennen 
ji 525 zum polniſchen und 35 zum deutſchen Volkstum. Von dieſen 
35 Arzten find 14 abgebaut worden. „In Bromberg“, ſchreibt die 
2 Deutſche Rundschau“ hierzu, „hat man von 44 polnischen Kaflen⸗ 
ärzten nur zwei alte Herren, die nicht mehr viel leiſten konnten, ent- 


laffen. Das find 4,5 v. H. Dagegen wurde von den lo deutſchen 
Kaffenärzten genau die Hälfte reduziert. Das ſind 50 0.9.1 Darunter 
befindet ſich der einzige deutſche Chirurg, den man Jehon früher von 
feiner leitenden Stellung im Diakonijjenhaufe verdrängt hatte; dar⸗ 
unter findet ſich der einzige deutſche Facharzt für Augenkranke, der 
ſchon zu preußischer Seit unentgeltlich in einer polniſchen Stiftung 
(dem St. Slorianjtift) die kranken Augen ſeiner polniſchen Mitbürger 
behandelt hat. Darunter ſehen wir die Namen der auch bei der 
polniſchen Bevölkerung beliebteſten Kaſſenärzte.“ 

Im Stadt- und Landkreis Thorn wurden ſämtliche deutſche Kaſſen⸗ 
ärzte entlaſſen, darunter die beiden Arzte am Diakonifjenhaus. In 
Waldau wurde der deutſche Kaſſenarzt abgebaut; ein polniſcher Arzt 
iſt nicht in der Nähe; die nächſten Kaſſenärzte ſind erjt in dem 39 Kilo⸗ 
meter entfernten Bromberg anzutreffen. Die Gründe, die für die 
„Ungeeignetheit“ diefer deutſchen Arzte angeführt werden. halten auch 
einer flüchtigen Prüfung nicht ſtand. Von dem einen heißt es, er 
beherrſche die polniſche Sprache nicht und könne ſich mit ſeinen pol= 
niſchen Patienten daher nicht hinreichend verſtändigen. Wenn das der 
Sall wäre, würden die Polen nicht zu ihm kommen. Einem anderen 
wird „mangelnde Leiſtungsfähigkeit“ zum Vorwurf gemacht; er hat 
jedoch feine Praxis niemals verſäumt und dazu noch wiederholt feine 
polniſchen Kollegen vertreten. Einem dritten wird vorgeworfen, daß 
er die Bedingungen der Kaſſe nicht eingehalten habe; er ijt jedoch 
noch nicht ein einziges Mal verwarnt worden, was man von manchen 
polniſchen Arzten nicht behaupten kann. Ahnlich ſehen die „Begrün⸗ 
dungun gen“ in den anderen Sällen aus. Su der Friedenspolitik die 
der polniſche Geſandte in der Reichskanzlei jo warm befürwortet hat, 
iſt das ſchikanöſe Vorgehen der polniſchen Krankenkaſſenpa rioten 
ein bezeichnender Kommentar. Es muß noch manches anders werden 
in Polen, ehe von Frieden die Rede fein kann. Die Krankenkaſſen 
haben weder der Verſtändigung noch den Kranken einen Dienſt er- 
wieſen, von den betroffenen Ärzten gar nicht zu reden! 
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Nationaldemokraten und Judenfrage. 


Ein intereſſanter Prozeß ſpielt augenblicklich in Poſen. Dem 
Prozeß liegt ein hochpolitiſches Thema zugrunde: Der „Prieglond 
Codzienny“, ein Poſener Negierungsblatt, hatte am 7. April d. J. 
dem nationaldemokratiſchen „Rurjer Poznanjki“ wegen der 
Veröffentlichung der Korrefpondenzen ſeines Berliner Verrreters, 
Jer Drobnik, den Vorwurf der Hitlerfreundſchaft gemacht; 
der betreffende Artikel trug die Überſchrift: „Unerhörter politiſcher 
Skandal. — Die Nationaldemokratie im Kontakt mit Hitler. — Eine 
Kreuzritteragentur im Herzen Poſens.“ Im Namen der „Drukarnia 
Polska“, in der der „Kurjer Poznanſki“ erscheint, ſtrengten Senator 
Dr. Marjan Seyda, Direktor Roman Leitgeber und Jeriy 
Drobnik gegen den verantwortlichen Schriftleiter des „Przeglond 
Codzienny“, Praybylakomjki, Privatklage an. 

In dem Prozeß hatte ſich nun zunächſt Jerzy Drobnik über 
ſeine Berichterſtattung zu äußern: Er ſei, Jo ſtellte Drobnik u. a. feſt, 
in Berlin nicht als Abgeſandter der Nationaldemokratie, Jondern 
lediglich als Korrespondent tätig; ſeine Beziehungen zu nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Kreiſen beschränkten ſich auf das für einen Journaliſten not⸗ 
wendige Maß. Seine Berichterſtattung kennzeichnete Drobnik dahin, 
daß er es für ſeine Aufgabe halte, die polniſche öffentlichkeit darauf 
aufmerkſam zu machen, „daß ſich in Deutſchland eine welt- 
bewegende Anderung vollzogen hat, der man in Polen 
die größte Beachtung ſchon deshalb chenden muß, weil ſie auf weite 
Sicht eine erhöhte Gefahr für Polen bedeutet. Ih 
betonte“, fuhr Drobnik dann fort, „daß die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Strömung das deutſche Volk konfolidiere, 
indem fie die jerſetzenden Elemente, wie die Kom⸗ 
muniſten und Juden, die die Kampfenergie der Deutjchen 
Schwächen, beſeitige; ferner betonte ich, daß die Nicht ung der 
politiſchen Expanfion der Nationalfozialiften ſich 
nach Oſten bewege, vor allem auf dem Gebiete der Siedlung.“ 
Drobnik verwahrte ſich entſchieden dagegen, Deutſchland jemals ver- 
herrlicht zu haben; er habe der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
bezug auf die 


wegun gegenüber lediglich in 
Judenfrage leine Sympathie zum Ausdruck ge- 
bracht. Mit Entrüſtung wies er den Vorwurf zurück, im Auftrage 


der Nationaldemokratie organiſatoriſche Verbindung zu den National- 
jozialiſten geſucht zu haben. a 

Intereſſant waren die Zeugenausfagen Albert Korfantys, 
des ehemaligen oberſchleſiſchen Nebellenführers. Es gebe, Jo ſagte er u. a. 
in der Welt breite Strömungen, die für eine autoritäre Regierung 
einträten; dazu gehörten der Nationaljozialismus, der Saſchismus, der 
Bolſchewismus und die „Sanierung“, alſo das polniſche Regierungs- 
juſtem. Was den Cotalitätsanſpruch anlange, ſo ſtehe das Pilſudſki⸗ 
Regime hierin dem Nationalſozialismus erheblich näher als die 
Nationaldemokratie, und der Berliner Vertreter der offiziöfen „Gazeta 
Polka“, Kafimir Smogorzemfki (der früher in Paris der 
Leiter der polniſchen Auslandspropaganda war) habe ſich weit ſtärker 
ür den Nationalſozialismus engagiert als Drobnik, der Korreſpondent 
er nationaldemokratiſchen Blätter in Warſchau und Poſen. Das 
Verhältnis der Nationaldemokratie zum Na- 
tionalſozialismus insgeſamt ſei negativ, meinte 
Rorfanty. Poſitiv ſei dieſes Verhältnis allerdings in einer Be⸗ 
ziehung, nämlich ſoweit der Nationalfozialismus beftrebt ſei, das 
Leben von Schmutz und Nieder kracht zu fäubern. Die 
Nationaldemokratie ſehe im Nationalſozialismus eine Außerung der 
dunamiſchen Kräfte des deutſchen Volkes, und er habe in ſeiner Preſſe 
immer wieder betont, daß er dieje Kräfte als eine Gefahr für Polen 
betrachte. 

In einer Beziehung fühlen ich die polniſchen Nationaldemokraten 
mit dem deutjchen Nationalſozialismus verbunden: in der Behandlung 
der Judenfrage —, wenn Jie auch gelegentlich in phariſäeriſcher An- 
wandlung meinen, von den „harten Methoden“ der deutſchen Juden 
politik abrücken zu müſſen. Dabei ift jedoch auf eines zu achten: die 
jü diſche Frage liegt in Polen weſentlich anders als 
in Deutſch land. Sunächſt hinſichtlich der Sinſtellung der 
Juden zu ihren Wirtsvölkern. In Deutſchland handelt es 
ſich bei der Judenfrage darum, daß die Menſchen nichtariſchen Blutes 
aus dem deutſchen Volkstum ausgeſondert, alſo die Aſſimilation der 
Juden abgewehrt werden ſoll. In Polen ſind ähnliche Verhältniſſe nur 
in den ehemals preußischen Weftgebieten gegeben, wo der Antiſemitismus 
jeine Hauptaufgabe gleichfalls in der Abwehr der oſtjüdiſchen Zuwande- 
rung und der Alfimilierung erblickt. Ganz anders im übrigen Polen. 
Dort bilden die Juden im weſentlichen eine von der übrigen Bevölke- 
rung raſſiſch, Jozial, konfeſſionell und auch ſprachlich deutlich geſonderte 
Vevölkerungsgruppe, die im allgemeinen ein „Aufgehen im Polentum“ 
ablehnt. Es gibt allerdings auch hier jüdiſche Gruppen, die ſich „poloni⸗ 
ſieren“, um ſich ein beſſeres Fortkommen zu ſichern — im öffentlichen 
Dienjt, in der Wirtſchaft und in den freien Berufen. Die Mafle der 
Juden im mittleren und öſtlichen Polen hält ſich jedoch von Polen, 
biw. Ukrainern und Weißruthenen geſondert. Und auch die „Afſimi⸗ 
lierten ſiehen überall, wo jüdiſche Intereſſen auf dem Spiele ſtehen, zu 
ihren Naſſegenoſſen, die ſich nicht „auf Polniſch“ aufgemacht haben. Es 
gibt allenthalben ſtreng voneinander getrennte jüdiſche und polniſche 
Verbände im Groß⸗ und Kleinhandel, in der Handwerkerſchaft, in der 
Arbeiterſchaft ufw. Die jüdiſchen Künſtler halten ſich von den polnischen 
Berufsgenoſſen getrennt; und auch in der Willenjchaft kann man die ⸗ 
jelbe Frontenbildung feſtſtellen. Das iſt der eine Unterſchied in der 


Lagerung der Judenfrage in Deutſchland und Polen. Der andere liegt 
in der Sahl: In Deutſchland bildet das Judentum eine zahlenmäßig 
geringe und über das ganze Land verteilte Bevölkerungsjchicht, die 
allerdings in beſtimmten Städten und in beſtimmten Verufen eine gewilfe 
Häufung aufweist. In Polen dagegen machen die Juden (und zwar 
allein ſchon die Konfeſſionsjuden) über 10 v. H. der Seſamtbevölkerung 
aus. Ihr Anteil an der Bevölkerung der polniſchen Städte beträgt 
nicht weniger als 35 v. H.; und in den Städten Oſtpolens ſteigen ihre 
Anteile auf 70, 8o und mehr vom Hundert. Ein dritter weſentlicher 
Unterſchied liegt in der Jozialen Gliederung des Juden 
tums. Während die Juden in Deutfchland — man kann wohl Jagen — 
zumeiſt den ſozial beſſergeſtellten Schichten angehören, beſteht die Malle 
der 3% Millionen iſraelitiſcher Juden in Polen aus Proletariat. 


Aus dieſen Unterſchieden in der materiellen und geiftigen Struktur 
des Judentums ergeben lich die Unterſchiede in den Methoden der Ab⸗ 
wehr. Im mittleren und öſtlichen Polen iſt der Kampf gegen die 
Juden eine vorwiegend wirtſchaftliche Angelegen⸗ 
heit. „Der Bauer Jetzt ſich gegen die Ausbeutung durch den jüdiſchen 
Viehhändler und Sinswucherer, dem er faſt ſchutzlos ausgeſetzt iſt, zur 
Wehr. Der polniſche Handwerker verteidigt ſich gegen die Schleuder⸗ 
konkurrenz des jüdiſchen „Standesgenolſen“; uff. Die Erbitterung dieſes 
Kampfes hat ic) in dem Maße gefteigert, in dem ſich die Wirtſchafts⸗ 
kriſe verſchärfte und es den Juden gelang, ich in der Wirtſchaft immer 
weiter auszudehnen und auch in den freien Berufen, als Arzte, Rechts- 
anwälte uſw., den polniſchen gebildeten Schichten die Exiſtenzmöglich⸗ 
keiten zu beſchneiden. Die nationaldemokratiſchen Zeitungen haben in 
letzter Seit wiederholt Angaben über die zunehmende Aus 
breitung des Judentums in den verſchiedenſten Be⸗ 
rufen und Erwerbszweigen veröffentlicht. Eine dieſer Auf⸗ 
ſtellungen aus der „Sazeta Warfzawſka“ vom 12. Oktober, 
die bejonders charakteriſtiſch ift für die ſoziale Bedingtheit des polni- 
chen Judenproblems, ſei hier wiedergegeben; fie betrifft die jüdi=- 
[chen Handwer ler Warſchaus. Von 16504 handwerklichen 
Betrieben der Hauptſtadt ſind nicht weniger als 9386, d. h. über 56 v. H., 
in jüdiſchen (und zwar konfeſſionell⸗jüdiſchen) Händenl Weniger ſtark 
ſind die Juden in den mit körperlichen Gefahren verbundenen Handwerker- 
berufen vertreten, Jo im Baugewerbe mit „nur“ 36 v. H. Kataſtrophal, 
ſchreibt die „Gazeta Warſzawfka“, ift die Lage im Bekleidungsgewerbe, 
bei dem von 4738 Betrieben nicht weniger als 3311 = 70 v. 8. jüdiſch 
lind. Von den 3726 Schneidern in Warſchau z. B. lind 2254 Juden, von 
den 339 Kürſchnern 267, von den 595 Hut- und Mütenmachern 440. In 
den metallbearbeitenden Hewerben ſind 60 v. H. der Betriebe in jüdi⸗ 
ſchen Händen; beſonders ſtark ift bier der jüdiſche Anteil bei den Juwe⸗ 
lieren (271 von 336 Betrieben), bei den Uhrmachern (386 von 440 Be⸗ 
trieben); und unter den 38 Vergoldern, die es in Warſchau gibt, ſind 
nur zwei Polen zu finden. Ufw.. Dieſer übermäßig hohe Anteil der 
Juden, ſchließt die „Sazeta Warſzawſka“, ſei um Jo mehr zu bedauern, 
als noch vor wenigen Jahren die Lage falt umgekehrt geweſen ſei. Cs 
lei daher unerläßlich, den Kampf um die Eroberung 
der polniſchen Städte für die Polen erneut auf“ 
zunehmen. 

Mit den Nationaldemokraten gehen hinſichtlich der Seindfchaft 
gegen die Juden einig die Chriſtlichen Demokraten Kor⸗ 
fantys ſowie die Nationale Arbeiterpartei. Darüber hin- 
aus aber kann man wohl Jagen: Das polniſche Volk iſt in 
Jeiner Seſamtheit aus Inftinkt antiſemitiſch; das 
gilt uneingeſchränkt für die Bauernschaft und das Klein- 
bürgertum. Nur zahlenmäßig ſchwache Kreiſe der Intelligenz 
verhalten ſich in der Judenfrage indifferent oder gar philoſemitiſch. 
In merkwürdigem Gegenfatz zu dieſem allgemeinen Antiſemitismus des 
polniſchen Volkes — der bei den Ukrainern und Weißruthenen in Oft- 
polen übrigens nicht minder ſtark ausgeprägt iſt — ſteht die Juden 
politik des Pilſudſki- Regimes, gegen das namentlich 
von nationaldemokratiſcher Seite immer wieder und nicht zu Unrecht .der 
Vorwurf erhoben wird, daß es die Ausbreitung des Judentums im 
Wirtſchafts- und Geiſtesleben des Landes bewußt zum Schaden des 
polniſchen Volkstums begünſtige oder zum mindeſten der jüdiſchen Uber⸗ 
fremdung des polniſchen Lebens keinerlei Schranken entgegenſetze. 
Hierzu iſt feftzuftellen, daß ſich die Judenfreundſchaft der polniſchen Ne- 
gierung wohl aus innen- und außenpolitiſchen. Gründen 
erklärt, Durch ihre Haltung in der Judenfrage hofft die Regierung 
ſich die Unterſtützung des weſtlichen Judentums in außenpolitiſchen 
Fragen ſichern und die heimiſchen Juden als Parteigänger in inner⸗ 
politiſchen Fragen gewinnen zu können. Diefe Rechnung iſt 3. C. richtig. 
Sie enthält aber zweifellos einen bedenklichen Unſicherheitsfaktor. Die 
Juden wiſſen wohl das Wohlwollen, das ihnen die polniſche Regierung 
entgegenbringt, vollauf zu ſchätzen, d. h. es zu ihrem eigenen Vorteil 
tüchtig auszunutzen. Sie willen andererfeits aber auch, daß die Regie- 
rung in dieſer Frage niemals das Volk hinter fir) haben wird, daß es 
früher oder ſpäter alſo mit dieſer Freundschaft wieder einmal zu Ende ſein 
wird. Sie willen, daß die Regierung wohl ihre Machtmittel aufbieten 
kann und auch wirklich aufbietet, um antiſemitiſche Exzelle zu ver⸗ 
hindern oder zu beſtrafen. Sie willen aber auch, daß die Nogierung nicht 
fähig fein wird, das fortgeſetzte Anwachſen der antiſemitiſchen Welle 
im polniſchen Volke zu unterdrücken. Vor dieſer Welle — das ſehen 
die Juden wohl ſchon voraus — wird die Negierung einmal zurück- 
weichen müſſen. Und. gewiß wird dieſes Surückweichen nicht zum 
Schaden des polniſchen Volkes ausſchlagen. 
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Wer wird in Eſtland Staatspräſident? 


Auf eine Seit heftigen politiſchen Kampfes, die mit dem Siege der 
Freiheitskäupſerbewegung beim Oktober⸗Volksentſcheid ihren vor- 
läufigen Abſchluß gefunden hat, iſt in Sſtland nunmehr eine Seit der 
politiſchen Ruhe eingetreten, die bemerkenswerter Creigniſſe ermangelt. 
Die beiden Gegner, die en Freiheitskämpfer auf der einen, 
die geſchlagenen, aber noch nicht endgültig auf die Knie gezwungenen 
Syjtemparteien auf der anderen Seite, ſammeln ſich zum Entſcheidungs⸗ 
kampf um die Macht im Staate, zu den kommenden Matten nee 
vor allen Dingen aber zur Wahl des neuen Staatspräſidenten. Die- 
jenige Partei, der es gelingt, das Amt des Staatspräſidenten in ihre 
Hand zu bekommen, iſt dank dem überragenden Einfluß, mit dem die 
neue Verfaſſung dieſes Amt ausſtattet, in der Lage, in die politiſche 
Entwicklung des Landes entscheidend einzugreifen. Die Bewegung der 
Freiheitskämpfer iſt nach Aufhebung des Kriegszuſtandes, die unmittel- 
bar nach dem Abſtimmungsſieg im Oktober erfolgt iſt, darangegangen, 
ihre von der Suſtemregierung Cöniſſon verbotene Organiſation wieder- 
herzuſtellen. Am einfachſten war das in Dorpat, wo der sreiheits⸗ 
kämpferbund bereits vor Verhängung des Kriegszuſtandes aufaelöft 
worden war und wo es den Freiheitskämpfern gelungen iſt, die Auf- 
hebung des Verbots durch eine Klage beim Staatsgerichtshof durch- 
zusetzen. Schwieriger gejtaltete ſich die Reaktivierung des Verbandes 
in den anderen Landesteilen, wo das Verbot nach Verhängung des 
Kriegszuſtandes erfolgt iſt, insbeſondere in der Landeshauptſtadt Reval, 
wo zwecks Niederhaltung des Kommunismus der Kriegszuſtand ſeit 
dem Kommuniſtenputſch vom Jahre 1924 ununterbrochen bejlanden hat 
und auch nach Aufhebung des gegen die Freiheitskämpfer gerichteten 
Ausnahmezuſtandes weiterbeſteht. Dem Freiheitskämpferverband iſt es 
indeſſen geglückt, alle Hinderniſſe und Schwierigkeiten zu umgehen, 
indem die Organisation unter einem etwas abgeänderten Namen und 
geringfügigen Anderungen der Satzungen vereinsrechtlich neu ein⸗ 
getragen wurde. Die Anderung bezieht ſich in den Hauptſache darauf, 
daß in den einzelnen Landesteilen nicht mehr, wie bisher, jelbſtändige 
Freiheitskämpferverbände beſtehen, ſondern nur noch Ortsgruppen eines 
einheitlich organiſierten und geleitelen Hauptverbandes, der ſeinen Sltz 
in Neval bat. Es handelt lich ſomit um eine ſtraffere Sujammen- 
fojjung der Kräfte, die der Führung nur willkommen ſein kann. Der 
Verband der Freiheitskämpfer hat in ſeiner neuen Geſtalt die Fahnen 
weihe der Ortsgruppe Werro am 12. November, an der etwa 
1000 Mitglieder des Verbandes aus dem ganzen Lande teilgenommen 
haben, zum Anlaß genommen, dem Lande ſeinen Präſidentſthafts— 
kandidaten zu bezeichnen. Die feierliche Sahuenweihe fand anſchließend 
an eine Parade der Freiheitskämpfer auf dem Marktplatz der Stadt 
Werro ſtatt, bei der die Mitglieder des Bundes an ihren Führern, 
General A. Larka und Rechtsanwalt A. Hir k vorbeimarjchierten. 
Viel bemerkt wurde die Anmejenbeit, des örtlichen Truppenbefehls- 
habers und des Schutzkorpsführers, die auch an der Fahnennagelung 
teilnahmen. Der Sührer A. Sir k hielt eine längere, bedeutjame 
Rede, in der er das Parteiſuſtem ſcharf angriff und zum Schluß auf 
die großen Verdienste des oberſten Führers General Larka 
um die Bewegung hinwies, der auch in Zukunft als einziger 


das Anrecht auf die höchſte Führung innehabe. Das 
amtliche Parteiblatt „Vöitlus“ unterſtreicht ſeinerſeits die auf die 
Parteiwirtſchaft bezüglichen Ausführungen des Führers A. Sirk und 
ftellt u. a, feſt, die Freiheitskämpfer meinten, wenn fie vom Parlei⸗ 
Juftem sprächen, das geſamte politiſche Leben der letzten 15 Jahre. Die 
Sreiheitskämpfer würden es jte.s ablehnen, mit diejem Suftem zu 
pektieren, mit dem Geiſte dieſes Suſtems könne es keine Kompromiſſe 
geben. Dieſe Kampfanſage wäre keineswegs gegen die Temokratie 
gerichtet, denn gerade das Syſtem ſei der ſchlimmſte Feind einer Volks⸗ 
herrschaft. Die neue Verfaffung, der die Freiheitskämpfer zum Siege 
verholfen hätten, ſei Garant der Volksherrſchaft, aber nur im Geiſte 
des Sreiheitskämpfertums. Die Freiheitskämpfer ſeien ber:it, allen 
politiſchen Gruppierungen die Hand zu bieten, die ſich vorbehaltlos in 
den Dienſt von Volk und Staat ſtellten, der eigennützigen Politik der 
bisherigen Syjtemparteien aber müffe ein Ende geſetzt werden Was 
ſoeben im eſtniſchen Volke vor ſich gehe, ſei eine Wiedergeburt, eine 
Erweckungszeit, die heute in der Seele des Volkes Leben gewinne. 
Weitere Maßnahmen, die Freiheitskämpferbewegung für den End⸗ 
kampf um die Macht in Form zu bringen, ſind von der Fandestagung 
der Bewegung zu erwarten, die demnächſt in Reval flattfinden ſoll. 
Die Freiheitskämpfer haben allen Grund dazu, ihre Kräfte für die 
letzte Entſcheidung auf das äußerſte zuſammenzufaſſen, zumal die im 
Oktober geschlagenen Syftemparteien den Kampf Keineswegs aufgegeben 
haben. Als weitere Präſidentſchaftskandidaten außer Senerol Jarka 
werden in erſter Linie der jetzige Staatsälteſte K. Päts und der 
oberſte Befehlshaber im Kriege gegen die Bolſchewiſten General 
Laidoner genannt. Päts it einer der Führer des Vundes der 
Landwirte und hat ſchon wiederholt Miniſterſtellungen bekleidet. Crotz- 
dem er ſich bereits vor dem Oktober-Bolksentjeheid als Anhänger 
der neuen Verfaſſung bekannt hat, wird ſeine jetzige Regierung von 
den Freiheitskämpfern ſcharf abgelehnt. Der „Völklus“ nennt die 
Regierung Päts eine Brüskierung des im Volksentſcheid klar aus- 
gedrückten Volkswillens. Statt eines überparieilichen übergangs⸗ 
ministeriums wäre eine Regierung mit einem ausgeſprochenen Partei= 
führer an der Spitze geschaffen worden. General Laidoner, der von 
einigen, weniger gut unterrichteten Kreiſen geradezu als Präſident⸗ 
Ihaftskandidat der Freiheitskämpfer angeſprochen worden iſt, hat mit 
den Freiheitskämpfern offenbar ebenſowenig zu Dan, wie K. Däts. 
Jetzt noch in den politiſchen Hintergründen verborgen, kann im ent- 
scheidenden Augenblick, vielleicht beim zweiten Wahlgang ſehr wohl 
noch ein weiterer Präſidentſchaftskandidat auftauchen, und zwar der 
Mittelparteiführer J. Tönijjon, der Beſiegte vom Oktober, der ſich mit 
jeiner Niederlage keineswegs abgefunden hat, ſondern ſeine allerdings 
jtark zuſammengeſchmoljenen Anhänger mit der Parole: „Vorwärts 
im alten Geiſte“ wiederum in den Kampf geführt hat. Das End- 
ergebnis des Ningens um den Präſidentenpoſten iſt indeſſen doch wohl 
durch den Ausfall der Volksabſtimmung vom Oktober vorentſchieden 
und an einem Siege der Freiheitskämpfer, die die weit überwiegende 
Mehrheit des Volkes hinter ſich haben, auch in dieſem letzten Ent- 
ſcheidungstreffen ijt kaum noch zu zweifeln. —tg.— 


Der polniſche Aufſtand in Poſen. 


(23. Sortſetzung.) 
Am Morgen des 12. Dezember ging ich in mein Amt. Da erfuhr 
ich auf dem Gange, daß neben der Vertreterverſammlung auch an 
eine große Kundgebung des Deutſchtums gedacht jei. Man wolle 
einen großen Umzug durch die Stadt veranſtalten. Auch das Militär 
werde daran teilnehmen. Ein Unteroffizier Hitzler, der damals unter 
den Soldaten eine führende Nolle Jpielte, hätte ſich dafür eingeſetzt 
und die Soldaten dafür geworben. Später erfuhr ich auch, daß der 
Arbeiter- und Soldatenrat die Kundgebung verbieten wollkfe. Was 
ihm dazu Veranlaſſung gab, wußte man nicht, vor allem nicht, ob 
dahinter ein Wunſch der Polen ſtand. Er gab vor, daß er Be⸗ 
unruhigung der Bevölkerung oder gar Suſammenſtöße mit den Polen 
befürchtete. Der Unteroffizier Hitzler aber wußte ſich durchzufetzen. 
Er drohte, daß er trotz des Verbots das Militär aufbieten würde, 
um mit ihm einen großen Demonftrationszug durch die Stadt zu unter- 
nehmen. Das wirkte. Man gab den Umzug frei. 

Sür die Tagung des polnischen Ceilgebietslandtages hatte der 
polniſche Volksrat für die polniſchen Schulkinder Befreiung vom 
Unterricht beantragt. Das war ihm genehmigt worden. Auch in dem 
deutſchen Volksrat hatte man an ähnliches gedacht. Der Antrag 
war aber dennoch nicht geſtellt worden, weil man die Schuljugend 
nicht auf die Straße ziehen wollte. Trotzdem beantragten wir Lehrer 
der Mitteljchule für Mädchen in Pofen, den Unterricht für die 
deutſchen Lehrer und Schülerinnen von 10 Uhr ab auszufetzen, da wir 
uns am Umzuge und an der Tagung beteiligen wollten. Der Rektor, 
der damals ſchon polniſcher Heſinnung verdächtig war, gab eine aus⸗ 
weichende Autwort. Sie genügte uns aber, um die Schule gegen 
10 Uhr zu verlaſſen. Ich ging von der Paulikirche auf dem nächſten 
Wege der Martinſtraße zu und traf bereits auf die Spitze des Zuges. 
Boran marſchierte eine Mufikkapelle. Es folgte ungefähr ein 
Bataillon Soldaten und weiter Männer und rauen in geordnetem 

uge mit vielen Fahnen. Alle waren in den Farben Schwarz-Weiß⸗ 
ot gehalten. Nicht eine einzige zeigte das revolutionäre Not. Man 


Von Hermann Pifſchke. 


jang patriotiſche Lieder. Ich ſchloß mich der Spitze des Zuges an. 
Als fie ſich an dem Bismarckdenbmal, das zwiſchen Schloß und 
Akademie ſtand, vorüberbewegte, erſcholl der vielhundertſtimmige Auf! 
„Bismarck, steh' aufl“, dem dann das Deu.fchlandlied folgte. Ein 
Berg von Kränzen mit Ichwarzweißroten Schleifen war auf den 
Stufen des Denkmals niedergelegt. Im Marsch beobachtete ich ein 
drolliges Geſchehnis. Der A.- und S. Nat hatte von dem Gouver- 
nementsgebäude aus geſehen, daß keine rote Sahne im Suge Jei. In 
ganz Poſen mag damals wohl schwerlich die revolutionäre Fahne der 
Deutſchen aufzutreiben geweſen ſein. Eniſchloſſen ſchickte er einen 
Soldaten auf das Dach des Gouvernementsgebäuses, um die große 
rote Sahne der Revolution abzuheben und dem Zuge voranzutragen. 
Das hatte natürlich eine Zeit gedauert. Mittlerweile war die Spitze 
des Zuges längst davon. Keuchend und erſchöpft kam der Soldat 
mit der ſchweren Fahne nachgelaufen und ſtellte lich an die Spitze 
des Suges. Ein ungeheueres Gelächter belehrte ihn, wie wenig man 
auf dieſes Sumbol im Zuge gab und wie lächerlich dieſe Vorſorge 
erſchien. Aber der Zug marſchierte nun unter dem Zeichen und dem 
Schutze des A.- und S8.-Nates. 

Von der Höhe der Caponniere Jah ich mich um, um das Ende des 
Suges zu ſehen und jeine Länge abzufchätzen. Vergeblich. Noch 
immer ſtrömten neue Maſſen von unten her aus der Alar inſtraße 
nach, unterbrochen von Militär und Muſikkapellen. In den meilien 
Wohnungen waren die Fenſter geöffnet, Frauen und Kinder hatten 
darin Platz genommen. Aus allen Senſtern winkte es. Nach Tagen 
der Schmach und der inneren Not endlich eine befreiende Tat! Tränen 
der Sreude darüber, daß ſich das Deutſchtum endlich zu einer ſtarken 
Kundgebung zuſammengefunden hatte, floſſen. Aus allen Käufern kam 
es hervor, Männer und Frauen, auch aus allen Werkſtä ten und von 
der Bahn her frömten die Arbeiter und Beamten herbei und ſchloſſen 
ſich dem Zuge an. Man hat ihn auf 20000 Menſchen geſchätzt. 
Ernſthafte Schätzungen gingen ſogar bis auf die Sahl 30000. Die 
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Sahl der Seldgrauen wollte man mit 5—60009 abſchätzen. Doch iſt 
ſchwer zu Jagen, ob das wirklich Soldaten waren, da in jener Seit 
fast alles Seldgrau trug. 

Für ſolche Maſſen gab es in Poſen keine geordnete Unterbringung, 
weder in einem Garten, noch in einem geſchloſſenen Raum. Der 
vordere Teil des Zuges kam in dem Soologiſchen Harten und in dem 
großen Verfammlungsfaal unter. Der größte Teil mußte wieder 
heimkehren. Im Soologiſchen Garten ſprach der Unteroffizier Hitzler 
zu den Feldgrauen. Seine Ausführungen gipfelten in dem Treue- 
bekenntnis zum deutſchen Volk und zum deutſchen Lande. Be- 
geiſterung und tiefſte Ergriffenheit lag auf allen Geſichtern. Es war, 
als wäre das deutſche Volk ſchnell wieder zu ſich Jelbft gekommen 
und feiere eine vaterländiſche Auferſtehung. 

Segen 12 Uhr begann die Vertreterverſammlung, die faſt 
2% Stunden dauerte. Neben der Vertreterverſammlung war von 
vornherein auch an öffentliche Verſammlungen gedacht. Für vier waren 
Vorkehrungen getroffen. Die Räume aber waren lange vor Beginn 
der Verſammlung überfüllt. Tauſende ſtanden noch auf der Straße. 
In aller Eile wurden die Verſammlungsſäle in der Umgebung frei- 
emacht. So fanden am Abend des 12. Dezember zehn Volksver- 
Tan ſtatt. Bei allen waren die Näume überfüllt. Redner 
waren Nlittelſchullehrer Buchholz, Paſtor Greulich, Paſtor Gürtler 
(in zwei Verſammlungen), Prof. Herrmann, Arbeiterſekretär Knoll- 
mann, Schriftleiter Peeck (in zwei Verſammlungen) und Frau Dr. 
Prochownik. In allen Verſammlungen wurden die Entſchließungen 
der Hauptverſammlung einſtimmig angenommen. 

Das war die letzte machtvolle Kundgebung des Deutſchtums in 
Poſen. Trotz der Tagungen bis in den ſpäten Abend hinein iſt es 
zu Störungen nicht gekommen. Die Polen hielten ſich zurück. Die 
geſchloſſene Ordnung und die ſtarke Teilnahme des Militärs mag 
wohl dazu beigetragen haben. Mit welcher Stimmung fie die Kund⸗ 
gebung anſahen, zeigt das Urteil Nezepeckis, der fie eine grobe 

rovokation nennt. Leider kam die Sammlung des Deutſchtums zu 
ſpät, und die Vorbereitungen der Polen waren bereits viel zu weit 
gediehen, als daß ſie durch ſolche Kundgebungen niedergehalten 
werden konnten. In 14 Cagen vollzog ſich das Schicklal Poſens. 


Putſch in Poſen. 

Das Vorſpiel: Ein Putſch nur war der Aufftand in Polen in 
ſeinem Beginn und in Jeiner Anlage, trotz ſeines breiten weltgeſchicht⸗ 
lichen Hintergrundes. Aber er wurde durch die Gunſt der Umſtände 
emporgehoben, Ihm wurde durch fremde Kräfte künſtlich eine Aus- 
1 verſchafft, daß er ſich zu europäiſcher Bedeutung auswachſen 

onnte. 

Heute ſieht man ihn als das Herzftück der polniſchen Aufſtands⸗ 
bewegung an. Mit Recht, denn durch ihn wurden die Poſener Auf- 
ſtändiſchen in die Kampfhandlungen des entſtehenden Staates hinein— 
geriſſen. Er gab den polniſchen Beſtrebungen Kraft und Schwung, ent- 
hüllte die volle Schwäche und den tiefen Verfall des Deutſchtums und 
jog hinter ſich her den Aufſtand in Schleſien und die Abtretung des 
Korridors, der als Schandpfahl und Mahnung zugleich bald darauf in 
unjeren Leib getrieben wurde. 

Es kann darum nicht wundernehmen, daß die Polen dieſe Tat zu 
Unrecht mit einem Heldentum umgeben haben, wie es nur eine hem 
mungsloſe Phantaſie unter geradezu tropiſchen Wachstumsbedingungen 
erdichten kaun. Sie iſt nicht ſelten in der Gefahr, ins Krankhafte über⸗ 
zuwechſeln. Auch Azeperki iſt in feinem Berichte nicht frei davon. 
Auch er fälſcht in ſeinem „Dezember-Aufftand in Großpolen“ gemeine 
Tricks in Heldentaten um und ijt, wenn er von Kampfhandlungen be- 
richtet, völlig unzuverläſſig, ſelbſt da, wo er ſcheinbar mit größter 
Sicherheit auftritt. Nzepecki war eine aufgeregte Natur und reichlich 
nervös. Er neigte zu Übertreibungen. Er war einer der größten Eiferer 
unter den polniſchen Patrioten. Er will die Tat Jeines Volkes feiern 
und ſie als Vorbild hinſtellen. Das verleitet ihn zu den gewagteſten Be⸗ 
hauptungen, denen man nicht immer Gutgläubigkeit zubilligen kann. Auf 
der anderen Seite weiß er wohl zu verschweigen, was unangenehm iſt. 
Dennoch gilt ſein Werk bis jetzt geradezu als Standardwerk über den 
Poſener Aufſtand. 

Von deutſcher Seite hat es bis jetzt an einer eingehenden Dar- 
ſtellung des Poſener Aufſtandes gefehlt. Ich wage es, trotz größter Un- 
gunjt der Verhältniſſe, der polniſchen Auffaffung die deutſche gegenüber- 
zuftellen. Sie will der Wahrheit dienen und darum zu Unrecht niemand 
erheben und niemand verläftern, nicht Freund und nicht Feind, aber 
auch niemand ſchonen. 

Doch woher die Kenntniſſe? 

Sch habe den Aufftand an Ort und Stelle erlebt. In meiner Stellung 
im Oeutſchen Volksrate, in den Beamtenverbänden und bald auch als 
Abgeordneter des Preußischen Landtages mußten die Berichte über die 
Geſchehniſſe an mich herantreiben. Ich war faſt täglich gezwungen, Jie 
kritiſch zu betrachten und auszuwerten. Ich blieb nach dem Putſch noch 
1% Jahre in der Stadt Poſen anſäſſig und hatte Gelegenheit, meine 
Anſchauungen au deutſchen und polniſchen Stimmen und an mancherlei 
untrüglichen Anzeichen nachzuprüfen. Ich habe an dem Sammeln von 
Berichten von deutſcher Seite über den Putſch perſönlich teilgenommen 
und als Geſchworener bei Gerichtsverhandlungen, wo doch die Ausſagen 
unter Eid ſtanden, manchen tiefen Einblick in die Entwicklung des 
Putſches tun dürfen. Ich habe ferner die Protokolle, die der Dentfche 
Volkes rat über den Putſch von Augenzeugen hatte aufnehmen laſſen, 
wiederholt und eingehend durchgeſehen und mir unter dem friſchen Ein- 
druck der Geſchehniſſe zu Berichten Randbemerkungen gemacht. Und 
endlich bin ich noch vor der Niederfehrift diefer Skizzen mit zuver⸗ 


läſſigen Perſonen, die Augenzeugen oder Wilſende von wichtigen Er- 
eiguſſſen waren, in Gedankenaustaufch getreten. Was ich alſo Jage, ift 
wohlbegründet. 

Die Polen ſind ihrem Charakter in der Aufſtandsbewegung treu 
geblieben. Ihre Taktik entſprach ihm. Sie waren äußerſt vor⸗ 
ſichtig und ſcheuten ein offenes Auftreten. Sie handelten verſteckt und 
verſchlagen und wählten den Weg hinten herum. Dabei war ihnen 
jedes Mittel recht. Wo die Taktik nicht ausreichte, da mußten Be⸗ 
ſtechung, unerhörte Lüge, Gewalttat und Mord nachhelfen. Dazu einige 
Bemerkungen als Begründung. 8 

Im Poſener Lande fette ihre Freiheitsbewegung mit gemeinen Ver- 
rat am deutſchen Volke, im Kriege dem Seinde gegenüber ein. Nzepecki 
bringt Beispiele genug dafür. Sie ſtanden ganz gewiß in einem jtillen 
Übereinkommen mit der Sozialdemokratie, die rote Trupen von Berlin 
nach Poſen ſchickte und dann die Belegung der Stadt und Feſtung 
Pojen den Polen in die Hände ſpielte. Mit ihrer Hilfe erſchlichen fie 
ſich auch die Mehrheit im A.- und S.-Nate und damit zugleich die aus⸗ 
ſchlaggebende Stellung in der Verwaltung. Verſteckt und hintenherum 
rüſteten fie ihre Truppenkörper auf und ſtatteten fie auf deutſche Koſten 
aus. Auf dem Wege einer hinterhältigen und verlogenen Politik jog 
Paderewjki in Polen ein und löſte den Putſch aus. Durch verlogene 
Berichte über ihn täufchten ſie die Entente und bahnten ſich Jo den Weg 
zum Waffenſtillſtand von Trier, der von Frankreich zugunſten Polens 
diktiert wurde. Der Poſener Putſch war kein Heldenſtück. Er konnte 
nur gelingen durch das völlige Verſagen der deutſchen Abwehr, durch 
deutſchen Verrat und die bis zum Wahnſinn getriebene deutſche Selbſt⸗ 
zerfleiſchung. — 

Die Zeit nach dem 15. Dezember war für die Deutſchen in Poſen 
eine Zeit banger Erwartung. Die Vorbereitungen der Polen, ihre Hand 
gewaltſam auf die Stadt zu legen, konnten nicht mehr überſehen werden. 
Die allgemeine politiſche Lage ermutigte ſie dazu. Am 6. Dezember 
hatten die Engländer die Blockade verſchärft, ein Zeichen dafür, daß 
man Deutfchland mit allen Mitteln niederzwingen wollte. Am 15. De⸗ 
zember brachen die Polen in Warſchau die Verhandlungen mit Deutjch- 
land ohne jeden Grund ab, gezwungen durch den Druck der Sranzoſen, 
und am 21. Dezember wurde der deutſche Gefandte v. Keßler aus War- 
ſchau verwieſen. Die polniſche Prejfe nahm die Berichte mit großer 
Freude auf. Daß die Polen dazu noch Sonderwünjche hatten, bewies, 
daß in Poſen das Gerücht hartnäckig verbreitet wurde, daß die Fran⸗ 
zoſen die Knotenpunkte der Bahnen im Oſten bejeten würden, um 
gegebenenfalls die Nahrungsmittel auch von dieſer Seite her völlig ab⸗ 
zuſchneiden. Unter diefen Anzeichen gewann die ſcharfe Richtung unter 
den Polen, die für die Befreiung durch Waffengewalt war, ſtändig an 
Boden. Dazu gehörten die militäriſchen Berbände, die Sokols und 
Skauts und ein großer Teil der Nationaldemokraten der Richtung 
Dmowjkis. 

„Man traute ſich noch nicht recht. Der Refpekt vor den deutſchen 
Kriegstaten und die Furcht vor der deutſchen Wehrmacht hielt die 
Stürmer noch nieder. So nur iſt der Auf nach einer franzöſiſchen Be⸗ 
ſetzung Poſens, wenigftens aber einem Beiſtande der Seindbundmächte 
durch Herſenden einer Vertretung, wie das ſchon der Cäilgebietsland⸗ 
tag befehloffen hatte, zu verftehen. In ihrem Schatten hoffte man dann, 
wie ſpäter in Oberſchleſien, beſſer zum Ziele zu kommen. Der Mißerfolg 
dieſer Wünſche führte ſchließlich zu einem Erſatz: Der Miffion Pade- 
rewjkis. Sie führte tatjächlich zum Ziele. So erklärt fich auch die große 
Sehnſucht nach ſeinem Kommen. Gleich nach dem 15. Dezember ſprach 
man ſchon von ihm. Am 20. wurden bereits nach Niepeckis Angaben 
zwei Kuriere nach Danzig geschickt, um fein Eintreffen zu erkunden. 
Die polniſche Preſſe war kurz vor Weihnachten bereits in der Lage, 
es anzukünden. Zugleich hoffte man auf das Eintreffen der Haller 


truppen mit ihm über Danzig. Die Freude der Erwartung ift jo groß, 


daß dem. Berichterſtatter unverjehens das Bekenntnis entjchlüpft, daß 
eine Kriegserklärung an Deutſchland heute ſchon überflüſſig iſt. 
(„Dziennik Poznanſki“ Nr. 225 vom 24. Dezember 1918.) Er plaudert 
damit Überlegungen aus geheimen Beratungen aus und gibt den Sweck 
von dem Kommen Paderewſkis öffentlich preis. Seit Pilſudſki am 
29. November die Wahlen für die polniſche Nationalverſammlung auch 
auf das preußiſche Gebiet ausgedehnt hatte, richtete man Jich in Poſen 
jo ein, als wenn es ſchon zu Polen gehörte. 

Eine Eile in dem Vorgehen mit bewaffneter Hand ſchien ohnehin 
geboten, wenn der Putſch gelingen Jollte, Schon lagen Anzeichen ge= 


nug vor, daß ſich das deutſche Volk früher wie erwartet, aus ſeinem 


Niederbruch aufrichten könne. So hatte die außerordentlich ſtarke Ceil⸗ 
nahme an der Vertretertagung der deutſchen Volks räte und die ge⸗ 
Ichloſſene Abwehrſtimmung einen tiefen Eindruck bei ihnen hinterlaſſen. 
Seit der Seit gewann die Organiſation der Deutſchen Volksräte in 
Stadt und Provinz täglich überraſchend au Boden. Der deutſche 
Widerſtand verſteifte ſich nach allen Richtungen hin. Selbſt in dem 
roten Berlin war auf dem Kongreß der A.- und S.-Näte am 15. De⸗ 
zember die Aufftellung des Grenzſchutzes endgültig beſchlohen worden. 
Auch in den S.-Näten der Provinz machte ſich ein neuer Geift bemerk⸗ 
bar. Am 4. Dezember trafen ſich in Poſen die Abgeordneten ſämtlicher 
S.-Räte der Provinz. Der Sweck war, einen Gentralrat für das 
fünfte Armeekorps zu ſchaffen. Es war natürlich, daß dabei die S. 


Räte des ganzen Armeekorps das Stimmrecht ausüben wollten. Die 


Polen widersprachen. Sie fürchteten, in die Minderheit gedrängt zu 
werden, wenn auch die Vertreter aus dem Bezirk Liegnitz und Zülſichau 
mitſtimmen würden. Sie widersprachen. Durch ihren Widerspruch flog 
die Verſammlung auf. Dasſelbe geſchah zum zweiten Male bei der 
Wiederholung der Verſammlung am 15. Dezember, Der jähe Wider- 
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ſtand der Deutſchen fiel den Polen ſehr auf. Was ſollte werden, wenn 
erſt die aktiven Regimenter eintrafen?! Sie rückten bereits langſam 
der Heimat zu. Ihre Verbände jtanden noch unter der Leitung be= 
währter Offiziere, waren an geſchloſſenes Einſetzen gewöhnt und wohl- 
diszipliniert. Mit ihnen mußte ein anderer Geijt in die Sarniſon ein- 
ziehen. Bei dem gemeinſamen Widerſtand der Bevölkerung und der 
Truppen konnte der Aufſtand nicht gelingen. Noch war die Poſener 
Garniſon ſo gut wie führerlos. Die Offiziere waren abgeſetzt oder man 
gab nichts auf ihre Befehle. Die Dilziplin war grenzenlos verludert. 
Wohl gab es noch hin und wieder Truppenteile, die ſich gut hielten, 
aber ein organiſiertes Ganzes war in der Seltung Poſen nicht mehr da. 
Die oberſte Leitung hatte völlig verſagt. Der Soldatenrat zeigte gar 
kein Intereſſe an einer wohldiſziplinierten Truppe. Sein Sinn war auf 
Abbruch eingeſtellt. Die Polen hatten Eile, die Gunft der Lage noch 
auszunutzen, ehe es ju Jpät war. 

Der Geiſt der eiligen Aufrüstung der Polen konnte gar nicht mehr 
überjeben werden. Die Schiebungen mit Waffen und Munition jowie 
Diebſtähle an anderem militäriſchem Hut nahmen überhand. Es verging 
jaſt kein Cag, an dem nicht verſchobene Waffentransporte ertappt 
wurden. Deutſche Kreiſe, die wußten, um was es ging, Juchten die 
Schiebungen zu unterbinden. Mit dem Einſatz ihrer ganzen Perſönlich⸗ 
keit meldeten ſie die entdeckten Waffentransporte, die ſehr häufig bei 
Tage durch die belebten Straßen oder gar unter Begleitung unifor- 
mierter Leute ftattfanden. Wie ſich ſpäter herausftelite, iſt das alles 
zwecklos geweſen. Die Wachen waren ja durchweg polniſch orientiert. 
Wurden die Waffen ihnen übergeben, Jo behielten ſie ſie für die Aus⸗ 
rüſtung der polniſchen Truppenkörper. Gingen die Meldungen an die 
Polizei, Jo mußten Jie an eine militäriſche Stelle durch Begleitmann- 
ſchaften der Wache oder ſonſtiger Kommandos gebracht werden. Sie 
gingen dabei meiſtens in die Waffenlager der Polen über, da die pol⸗ 
niſchen Verſchworenen überall ihre Hände im Spiel hatten. Nzepecki 
nennt uns als polniſche Waffenlager den Marſtall, die Schloßwache, 
einen Unterſchlupf in der Breslauer Straße, die Baracken am Eich- 
waldtor, das Grüne Cafe am Petriplat und die Hauptwache am Alten 
Markt. Es kamen noch die Kaſerne der Siebenundvierziger, Sort 
Prittwitz und Fort Rauch als ſtändige Quartiere der polniſchen For- 
mationen dazu. Er verſchweigt aber aus gewiſſen Gründen das Joſeph⸗ 
ftift, ein katholiſches Krankenhaus in polniſchen Händen, und die katho⸗ 
liſche Kirche in Lazarus unter Probſt Malinſki, die größere Vorräte 
untergebracht hatten. 

Ganz bejonders hatte man es auf das Bekleidungsamt, das an der 
Wilhelmſtraße im Stadtteile Jerſitz lag, abgeſehen. Schon am 14. No- 
vember wurde ein ſtarker Überfall von polniſcher Seite gemacht, um 
Ausrüſtungsſtücke zu rauben. Damals wurden die Einbrecher aber ge⸗ 
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fangengenommen und eingeſperrt. Man leugnete den politischen Sweck 
ab. Die Gefangenen wurden ſpäter von den Polen befreit. Die Dieb- 
ſtähle mehrten ſich Jpäter zuſehends. Die Wachen wurden von den Polen 
ins Vertrauen gezogen. Die Frauen aus der Seldſtraße Ichleppten 
ganze Bürden von Ausrüſtungsgegenſtänden am hellen Tage davon. 
Alle Ordnung ſchien aus den Jugen zu gehen. So hatte es gegen Weih- 
nachten eine Schar polnischer Mitglieder der militärischen Organijation 
libernommen, einen großen Naubzug auf militäriſche Ausrüſtungsſtücke 
zu unternehmen. Als fie in beſter Arbeit waren, wurde aber bei dem 
Sicherheitsdien]t im Polizeipräsidium angerufen. In kurzer Seit fuhr 
ein Maſchinengewehr auf. Da auf Anruf nicht geantwortet wurde, 
ſchoß man. Es blieben Tote und Verwundete. Das verbitterte auf pol⸗ 
niſcher Seite ſehr. Von jetzt ab unterblieben Überfälle. Man behalf ſich 
bis Weihnachten damit, kleinere Poſten amtlich anzufordern, Der Weg 
dazu wurde ſchon irgendwie gefunden. In den polniſchen militäriſchen 
Verbänden zeigte lich ein auffälliges Leben. Die Bürgerwehr wurde 
zur Übung fat alle Tage hier und da alarmiert. Bald ſollten Geldtrans= 
porte unterbunden werden, bald wurden verdächtige Fuhrwerke durch- 
Jucht, bald wollte man Waffentransporten auf die Spur kommen, die 
jür deutſche Gutsbeſitzer beſtimmt waren, kurz, man konjtruierie ſich 
aus den eigenen Abjichten und Sorgen immer neue Urſachen, die Leute 
in Übung und Aufregung zu halten und für kommende Dinge vorzu⸗ 
bereiten. Daß die Alarme ſtets oder wenigſtens meiſtenteils völlig reſul⸗ 
tatlos verliefen, ſtörte nicht. 

Für die Deutſchen wurde die Lage ſchließlich völlig unüberſichtlich. 
Alle Mannſchaften trugen die deutſche feldgraue Uniform. Wenn die 
Polen den roten Adler abnahmen, waren ſie nicht mehr zu erkennen. 
Die Sprache verriet ſie nicht, da ſie das Deutjche völlig beherrschten. 
Auch die militäriſchen Stellen auf deutſcher Seite wußten nicht mehr, 
welche Stellen oder ſtrategiſchen Punkte noch zuverläſſig beſetzt waren, 
und jehnten die Rückkehr der aktiven Truppen herbei. Bis dahin 
wurden die Wachen überaus nachläflig verſehen. Das Einſchleichen und 
Einnijten in Feſtungswerke und Depots war völlig gefahrlos geworden. 
Dabei iſt zu beachten, daß ein großer Ceil der Belatzung von fächſiſchen 
Truppenteilen geſtellt war, deren Leute den verwickelten Poſener Zu- 
ſtänden völlig verjtändnislos gegenüberſtanden. Für fie war Poſen wie 
Warſchau eben Polen. In beiden hatten ſie ſich gleich betätigt. Beide 
ſtanden ihnen ſchließlich gleich fern. Wir erkannten mit Schrecken, daß 
das ſtolze Deutſche Reich zwar verwaltungsmäßig eine Einheit gebildet 
hatte, daß der innere Zuſammenhang aber noch nicht geſichert war. 
Das haben die Polen ſehr geschickt und grauſam ausgenutzt. Hin und 
wieder ſtießen ſie allerdings auf den Unrechten. Dann gab es heftige 
Auseinanderſetzungen, Keile oder Gefangennahme. Aber das geſchah 
nur noch auf einzelnen Poften.... Sortſetzung folgt. 


Alfred Roſenberg über das neue Gſteuropa. 


Große Veranſtaltung des BDO in Berlin. 


Der zweite Vortrag in der Reihe „Der deutſche Oſten und die 
Nation“, die die Landesgruppe Berlin des Bundes Deutſcher 
Olten während der Wintermonate veranſtaltet, war ein politiſches 
und geſellſchaftliches Ereignis. Schon der äußere Rahmen wies auf 
die große Bedeutung dieſer Veranſtaltung, die im Harnack -Haus in 
Berlin-Dahlem ſtattfand, hin. Man ſah eine große Anzahl führender 
Poerfönlichkeiten aus Aliniſterien, Partei und Oſtbewegung, ferner 
eine Reihe von ausländiſchen Diplomaten; auch die deutſche 
und die ausländiſche Preſſe waren ſtark vertreten. Landesführer 
Dr. Thiele begrüßte in Reichsleiter Alfred Noſenberg einen 
der engſten und älteſten Mitarbeiter des Führers, der mit großem 
Beifall empfangen, über das Thema ſprach: „Der Often in der 
geiſtigen Auseinanderſetzung um die Neugeſtal⸗ 
tung Europas.“ Alfred Noſenberg führte u. a. folgendes aus: 

Die Außenpolitik ſei vor dem Kriege das Privileg einer beſtimmten 
Geſellſchaljsſchicht, einer beſtimmten Beamtenkafte geweſen. Das 
deutſche Volk habe damals die Notwendigkeit, ich mit den Fragen der 
Außenpolitik zu beſchäftigen, nicht erkannt. Erſt der Verſailler Vertrag 
habe alle Deutſchen belehrt, daß die Außenpolitik nicht etwas Büro⸗ 
kratiſches, vom übrigen Leben der Nation Abgetrenntes ſei, ſondern 
tief eingreife in das alltägliche Leben jedes einzelnen. Es ſei nicht 
richtig, daß, wie es häufig geſchehe, der „Geiſt des Oſtens“ und der 
„Geiſt des Weftens“ als zwei geſchloſſene geiſtige Formen einander 
gegenübergeftellt würden. Weder Olten noch Weſten Jeien in ihrer 
geiſtigen Haltung ein Ganzes. Was vom weftleriſchen Geiſte vom 
neuen Deutſchland abgelehnt werden müſſe, das ſei tupiſch franz ⸗ 
liſcher Prägung, das ſei das geiſtige Erbe der franzöſiſchen 
Nevolution. 

Noſenberg ging dann auf die Entwicklung in Rußland ein, die 
er als ein biologiſches änomen weittragendſter 
Bedeutung hinſtellte. Die ukrainiſche Frage vor allem zeige, wie 
in dieſem durch ſtarke Gewalt zuſamengehaltenen Machtbereich der 
Sowjets ſcharfe Spannungen beſtänden, imer wieder ausgelöſt durch 
den Nomadeninſtinkt der Steppe, der im Bolſchewismus ſeine neue 
Ausdrucksform gefunden habe. Dieſer Inſtinkt ſichere ſich jeine Herr⸗ 
ſchaft über den gewaltigen Raum auf die ihm eigene Art. Er, 
Redner, habe mit einer Reihe von Herren geſprochen, die Nuß⸗ 
land bereift haben. Sie ſeien durch die ruſſiſchen Dörfer gefahren 
und hätten dort eine ungeheure Hungersnot angetroffen. Die Verluſte, 
die Sowjetrußland durch diefe Hungersnot erlitten habe und im kom⸗ 
menden Winter noch erleiden werde, ſeien auf 19 bis 12 Millionen 


kein kleines Binnen- oder Durchgangsmeer. 


Tote zu ſchätzen. „Wenn wir in Deutschland gegen die marxiſtiſche 
Weltanschauung kämpfen und ſie Jo ausgerottet haben, daß ſie niemäls 
wiederkehren wird, dann ziehen wir daraus nicht die Konſequenz, 
nationalſoſialiſtiſche Propaganda in Rußland entfalten zu wollen. Wir 
müffen Rußland das Recht zujprechen, über fein Schickſal ſelbſt zu 
entſcheiden. Es iſt aber unſere Pflicht, die Dinge ſo darzuſtellen, wie 
fie ſind, und uns auf alle Möglichkeiten vorzubereiten.“ 

Ein bedeutſames geſchichtliches Ereignis ſei für die Neugeſtaltung 
des Oltens die Abtrennung der baltiſchen und weſtlichen 
Randgebiete vom alten rufſiſchen Reiche geweſen. Dadurch jet 
ein neues Blickbild für die Zukunft entrollt. Es werde der alte 
vergeſſene Raum der Oſtſee wieder lebendig. Die Oſtſee ſeĩ 
Sie habe einmal eine 
große wirtſchaftliche und politiſche Bedeutung beſeſſen. Mit der Neu⸗ 
gründung der Nandſtaaten ſei eine weltpolitijche Situation entjtanden, 
die der Oftfee neue geſchichtsbildende Aufgaben zuweile. „Wir hoffen, 
daß auch einmal eine Zeit kommt, wo dieſer Schickſalsbegriff der Oltjee 
ſich in einer ganz engen wirtſchaftlichen Konftruktion ausleben Kann. 

Auf das deuifche Verhältnis zu den Völkern dieſes Raumes ein⸗ 
gehend, kam Noſenberg zunächſt auf Sin nland zu ſprechen. Es ſei 
ein ſchönes Gefühl für Deutjchland, ein Volk zu willen, das eine gute 
Tat mit Dankbarkeit vergolten habe. In Ejtland und Lettland 
dagegen Jei die Stimmung lange Seit, wenig freundfchaftlich für Deutjch- 
land gewefen. Der Furcht der dortigen Völker vor dem ſogeuannten 
deutſchen Drange nach Often habe Deutjehland die klare Antwort ent⸗ 
gegenzuſetzen, daß es das Entjtehen der neuen Staaten am baltischen 
Meer als eine weltpolitiſch wichtige Catſache begrüßt und daß es 
niemalsdie Abficht haben kann, das Sigenleben dieſer 
Staaten zu jtören; Heutſchland erkenne die jungen Völker als 
gleichberechtigt neben ſich an und es wolle mit ihnen in ein gutes, 
freundſchaftliches Verhältnis kommen. Es ſei intereſſant zu beobachten, 
wie die Entwicklung, die in Deutſchland vor ſich gegangen ſei, nunmehr 
ſich in ähnlichen Formen in den übrigen Völkern durchzuſetzen beginne. 
Wir hätten in den letzten Wochen feſtſtellen können, wie in Ejtland 
eine elementare Wendung im. Denken zum Durchbruch gekommen ſei. 
Überall in Mittel- und Oſteuropa beginne der alte germaniſche 
Herzogsgedanke fih durchzufetzen. Auch im lettiſchen Parla- 
ment Jei letzthin ein Antrag angenommen worden, der dem Präſidenten 
wirkliche Führungsrechte zumeife. j 5 

Alfred Rojenberg behandelte dann das Varhältnis Deutſch-⸗ 
lands zu Polen. Er erinnerte an die Worte des Führers, daß 
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das nationalſozialiſtiſche Deutſchland nicht die Abſicht habe, Men - 
Iben anderer Nationen gewaltſam zu germani⸗ 
Jieren. „Wir glauben ober auch die Hoffnung hegen zu können, 
daß man jenſeits der deutſchen Grenzen ebenſo begreift, daß auch die 
Polen die Deutſchen nicht entgermanifieren dürfen.“ Man habe in Ver- 
jailtes monatelang um alle möglichen Dinge gerungen; die deutſche Oſt⸗ 
grenze aber, die eine der ſchwierigſtien Probleme der Verjailler Konferenz 
überhaupt geweſen ſei, Jei in zwei knappen Sitzungen erledigt worden. 
Es ſei notwendig, ſich immer wieder an einige Dinge zu erinnern: 
Der polnische Staat ſei eine deutſche Gründung. „Dieſe geſchichtliche 
Tatſache wollen wir nicht müde werden zu wiederholen. Vielleicht regt 
ſich doch einmal ſo etwas wie ein Schamgefühl auf der anderen Seite, 
wenn man dort an die Ursprünge des eigenen freien Daſeins zurück- 
denkt und ſich vergegenwärtigt, wie man dem Befreier gedankt hat.“ 
Man müſſe hich auch an den Punkt 13 der Wilſonſchen 14 Punkte 
erinnern: Wilſon habe daran gedacht, einen polniſchen Staat aus den 
Gebieten „mit unbeſtritten polniſcher Bevölkerung“ zu ſchaffen. Wenn 
er von einem freien Zugang zum Meere ſprach, fo habe er nicht an 
eine Enreißung deutſchen Gebietes, fondern an die Neulraliſierung 
der Weichjel und die Schaffung von Freihäfen in Danzig uſw. gedacht. 
Im Verfailler Diktat ſei aus dieſem 13. Punkt dann ewas ganz 
anderes geworden! Auch eine dritte Tatfarhe dürfe nicht vergeſſen 
werden: „Flemenceau ſchrieb am 16. Juni 1919 an den polnifchen 
Minifterpräfidenten einen Brief, in dem er ausführte, daß Polen 
zwar nunmehr ein freier Staat ſei, daß aber die Anerkennung 
Polens verbunden Jei mit der Anerkennung der 
Rechte der Minderheiten in Polen“. Clemenceau habe alſo 
ausdrücklich die Anerkennung und Wahrung der Minderbeitenrechte 
zur Vorausſetzung der Anerkennung Polens als Staat gemacht. Er 
habe ſogar die Möglichkeit vorgeſehen, daß die Friedenskonferenz, falls 
Polen guf die Minderheitenverpflichtungen nicht eingehen ſollte, auch 
jehärfere Maßnahmen ergreifen könnte. Wenn Polen im Laufe der 
Jahre ſeine Pflichten nicht erfüllt habe, ſo ſei damit, ganz theoretiſch 
gesprochen, auch eine neue völkerrechtliche Situation 
entſtanden. Nahezu eine Million deutſcher Menschen ſind aus Polen 
hinausgedrängt worden. 1930 hat eine beſonders große Deutjchen- 
verfolgung eingeſetzt, Jo daß auch ſchließlich der Völkerbund feſt⸗ 
ſtellen mußte, daß Polen ſeine Minderheitenpflichten verletzt hat. 
Wenn Polen dieſe alte Politik auch heute noch ungebrochen fortzu— 
führen gedenkt, Jo könnte doch einmal eine politiſche 
Situation entſtehen, wo dieſe alten Urkunden neu 
überprüft würden. Es könnte eine Weltmeinung 
entſtehen, die aner kennt, daß Polen mit der Ver- 
letzung der Minderheitenbeſtimmungen auch feine 
eigenen Staatsur kunden verletzt hat. Wenn man 
drüben dieſe Verfolgungen ſuſtematiſch fortjett, dann würde man be- 
weisen, daß man eben keinen Frieden will, ſondern Unruhe. 


„Wir freuen uns deshalb ganz beſonders“, fuhr Alfred Roſen— 
berg fort, „daß in dieſen Tagen der polniſche Gejandte in Berlin dem 
Führer einen Beſuch abgejtattet hat, und daß hierbei eine Erklärung 
der Nichtgewallanwendung erfolgt iſt. Das iſt zwar nur ein Anfang; 
aber es zeigt uns doch, daß es nicht ausſichtslos erſcheint, anſtatt über 
den Völkerbund, unmittelbar von Staatsmann zu Staatsmann zu 
ſprechen. Ich glaube, daß auch ſene Herren, die Deulſchland gegen⸗ 
über ſich bisher ablehnend verhalten haben, heute begriffen haben, 
daß auch das deutſche Volk ernſt zu nehmen iſt und daß es entſchloſſen 
iſt, ſich nicht mehr als ein Negerſtaat behandeln zu laſſen. 


Wenn 
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dieſe Erkenntnis auch in Polen Platz greift, jo wird niemand be= 
friedigter davon fein, als gerade wir; und wenn in der nächſten Seit 
die brennenden Probleme der Minderheitenfragen, der deutſchen 
Schulen und der wirtſchaftlichen Exiſten; der Deutschen in Polen 
unmittelbar von Staatsmann zu Staatsmann behandelt werden, ſo 
haben wir die Hoffnung, daß es ſchließlich doch noch ein friedliches 
Auskommen mit Polen geben kann und daß es ſich vermeiden läßt, 
daß ſich die beiden Völker in ein Chaos verwickeln, an dem jie 
schließlich beide zugrunde gehen würden.“ 

Ahnliches gelte für die Cſchechoflowabkei. Dort ſei das 
Deutſchtum den furchtbarſten Verfolgungen ausgeſetzt. Hunderte vou 
deutſchen Volksgenoſſen ſchmachten in tichechiſchen Kerkern, als ſicht⸗ 
bare Zeugen dafür, wie wenig man in Prag bisher noch den Ernſt 
der Lage begreift. „Wir glauben aber, im Endreſultat iſt es nicht 
klug von den Cſchechen, die vielen Millionen 
Minderhelten gegen jſich in Empörung zu bringen. 
Sie täten klüger daran, ſich den Sorderungen des neuen Nationa= 
lismus des 20. Jahrhunderts zu fügen. Sie werden die 3% Millionen 
Deutſchen dadurch niemals zu Cſchechen machen, daß fie ihnen die 
Autonomie verweigern, ihnen die Schulen ſchließen, die Organiſationen 
auflöſen, den Beſitz wegnehmen u. a. m. Sie ſollten ſich einmal die 
Frage vorlegen, ob es ſich nicht etwa lohnt, die Sumpathie der 
65 Millionen Deutſchen zu gewinnen.“ 

Der Redner ſtreifte dann auch die Fragen des Donau⸗ 
raumes. Auch dort ſeien die Seiten vorbei, wo das franzöſiſche 
Sinanzkapital dieſe Staaten als Anlageobjekt betrachten konnte. Es 
werde ſich eine Wirtſchaftsbetrachtung durchſetzen, die auf Waren- 
austauſch beruhe und nicht auf einem finanzkapitaliſtiſchen Aus- 
beutungsſuſtem. Das große deutsche Volk ſtehe den Völkern des 
Donauraumes jedenfalls näher als die Bankiers in Paris. 

Das Jei, Jo ſchloß Alfred Noſenberg ſeinen Vortrag, in roh ge⸗ 
zeichneten Zügen das Bild, das der vielgeſtaltige Oſten uns biete. 
Wenn alle dieſe Probleme einmal geklärt und gelöſt worden ſeien, 
dann können wir uns anderen Fragen zuwenden: in liberjee, im Sernen 
Oſten und Jo fort. Im Augenblick aber ſtehen uns die Oſtfragen näher 
als irgendwelche anderen Fragen, wenn es natürlich auch nicht möglich 
iſt, die einen ganz ohne die anderen zu werten und zu behandeln. 
„Wenn wir unſere Lage im Oſten und Weſten betrachten, dann 
wiſſen wir, daß Deutſchland auch heute noch einer Welt von Gegnern 
gegenüberſteht. Aber jedesmal, wenn eine Revolution die Welt er⸗ 
ſchüttert, werden die anderen Mächte ſich dagegen empören. Es heißt 
jetzt, ſich deſſen bewußt zu fein und auch die Welt davon zu über- 
zeugen, daß der Führer heute eine ehrliche, verſtändnisvolle und fried 
fertige Politik verfolgt. Und daß hinter dieſer Politik des Friedens 
das deutsche Volk ſteht, — das haben die Wahlen vom 12. November 
aufs eindringlichſte bewieſen.“ 

Stoßer Beifall dankte Reichsleiter Alfred Noſenberg für feine 
angeſichts der ſchwebenden Oftprobleme ungeheuer aktuellen und be= 
deutungsvollen Ausführungen. Die Veranſtaltung, die den Auftakt 
zur großen Oſtausſtellung bildete, welche von der Landesgruppe 
Berlin des BDO in der Seit vom f. Dezember 1953 bis 10. Januar 
1934 in der Lothringerſtraße in Berlin gezeigt werden wird, war für 
die Landesgruppe Berlin ein großer Erfolg. — Mit allgemeiner 
Spannung ſieht man der Ausſtellung entgegen, die den Blick der 
öffentlichkeit auf den deutſchen Often lenken und zeigen Joll, welche 
großen Kulturgüter der deutſche Oſten beſitzt, und was er im Dritten 
Reiche zu leiſten vermag. A. N. 


Verkehrswerbung für Schleſien. 


Der Sührer des Schleſiſchen Verkehrsverbandes, Stadtrat Siefen, 
Iprach auf der Jahreshauptverſammlung der Hauptverkehrsſtelle fir 
das Rieſen- und Öfergebirge in Hirschberg am 18. November über 
die Aufgaben der Jchlefilchen Verkehrswerbung. Er führte dabei u. a. 
folgendes aus: Unſere ganze Kraft muß für alle Zukunft dem Be⸗ 
mühen gewidmet fein, Schleſien in ſeiner ganzen Schönheit dem Volks- 
genoſſen in Wort und Schrift vor Augen zu führen. Nicht das 
Rieſengebirge allein, oder die Stadt Breslau, oder die Grafſchaft 
find zu propagieren, ſondern „Das Ichöne Schleſien“ muß zu einem 
Reijebegriff geſtaltet und eingehämmert werden. 

as geſprochene, lebendige Wort iſt als Propaganda- 
wert in den Vordergrund zu ftellen. Von Januar bis April werden 
in Berlin, Hamburg, Köln, Hannover, Leipzig und Dresden je zwanzig 
Vorträge den einzelnen Sachſchaften von berufenen Männern gehalten 
werden Ein ausgeſuchtes Lichtbildmaterial wird bis zur Sertigftellung 
des Schlefierfilms den Hörer feſſeln und damit den lebendigen Anreiz 
vermitteln. 

„In befonders großem Umfange beabfichtigen wir mit den Neiſe - 
büros der vorgenannten Großſtädte zu arbeiten und 
durch praktifche Unterſtützung des Werbedienſtes einen laufenden Zu- 
ftrom von Beſuchern ſicherfuftellen. Mit den Berliner Reisebüros 
ift eine ſolche Vereinbarung bereits getroffen, und die intereſſierten 
Winterſport⸗ und Erholungsplätze ſind verständigt worden. 

Die Haltung der Cagespreſſe bezüglich der Aufnahme 
von Werbeartikeln hat einen überaus erfreulichen Wandel erfahren. 
Wir verzeichnen heute die Catſache, daß Blätter aus Süd und Nord, 
add 115 Erd an ee Reifeberichte und Ab- 

ungen über unſere Erholungsgebiete bringen 0 
aufgefordert worden zu ſein. 8 e 


Der ſchleſiſche Sender ſteht uns regelmäßig für kurze Vor⸗ 
träge zur Verfügung. Hier legen wir den Wert darauf, den inner- 
ſchleſiſchen Wochenendverkehr aufzulockern und vor allem Neuland 
zu propagieren. . 

Mit der Reichsbahnjentrale für den deutſchen 
Reifeverkehr haben wir Verbindung aufgeommen, um die Bild- 
reklame in den Wagenabteilen in günſtigem Sinne zu beeinfluſſen. Er- 
freulich ift weiter die von dieſer Stelle gemachte Zuficherung, in der 
Plakatreklame auf den Bahnhöfen unſer „Schönes Schleſien“ durch 
weitere Bilder zu unterſtützen. Entſprethende Vorwürfe ſind von uns 
bereits eingereicht worden. 5 . 

Der Herftellung von neuem Proſpektmaterlal wird unfere 
befondere Sorge gelten. Weitere Aufgaben, wie die Erſchließung 
Schleſiens durch Veranſtaltung von Autobus⸗ und Wander 
fahrten, Verhandlungen mit den Reichsbahnbehörden wegen 
billiger Fahrtgelegenheit und Herabfetzung der Carife, 
Veranſtaltung möglichſt vieler Sonder zug fahrten, Durch⸗ 
führung von Werbeausſtellungen in allen Teilen des Reiches, 
insbeſondere in Norddeutſchland, die Heranbringung von Tagungen 
und andere im Weſen der Verkehrswerbung liegende Aufgaben werden 
im verſtärkten Maße fortgeſetzt werden. Schließlich ſei noch erwähnt, 
daß wir bemüht find, im Sinne der Deutſchlandfahrt, die von Baden⸗ 
Baden ausgeht, eine allgemeine deutſche Autotourenfahrt nach Schleſien, 
und zwar im Einvernehmen mit dem Reichsminiſterium für Propa= 
ganda und Volksaufklärung zufammenzuſtellen, die als Oſtland⸗ 
treuefahrt nach Schleſien mit dem Ziele Annabera 
gelten joll. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir darauf Bedacht nehmen 
werden, mit diefer Touristik möglichſt das ganze Schleſien, nicht bloß 
jeine bisher bevorzugten Teile, zu erfaſſen. 
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Große BD -Kundgebung in Süddeutſchland. 


Staatsminiſter Eſſer, Bundesführer Dr. Lüdtke und Landesführer Beer jprechen in Nürnberg. 


Im reichgeſchmückten Sejtfaal des Induftrie- und Kulturvereins 
in Nürnberg fand am 18. November eine von Cauſenden beſuchte 
Kundgebung des BDO ſtatt. Untergruppenführer Dr. Heinz Schau 
wecker konnte unter den Säſten den Schirmherrn der Landes- 
gruppe, Staatsminiſter Hermann Ejjer, Bundesführer Dr. 
Lüdtke und Landesführer Bayern, Hanns Beer, die ſtürmiſch 
begrüßt wurden, ſowie die Vertreter der Behörden, der Reichs- 
wehr und Landespolizei und der befreundeten Verbände begrüßen. 
Hanns Beer wies in ſeiner Ansprache vor allem darauf hin, daß 
das verfloſſene Syftem zwar von Ofthilfe geſprochen habe, daß ſich dieſe 
Hilfe aber nur auf die Gebiete von Königsberg bis Breslau erſtreckt 
habe; die baueriſche Oſtmark aber habe man damals vergeſſen. 
Man habe nicht daran gedacht, daß auch Bayern eine gefährdete 
Oſtgrenze hat. Dieſer Denkfehler jei von der heutigen Neichsregierung 
korrigiert worden, jo daß ſich die heutige Sorge für den Oſten von 
Königsberg bis Paſſau erſtreckt. Die einzelnen Vereine hätten vor— 
bildlich gewirkt. Deshalb habe er, als er die Landesführung des 
BDO. übernahm, dieſe Tätigkeit nicht geſtört, ſondern gefördert. 
Der Redner machte ſodann intereſſante Ausführungen über die Grenz- 
politik der Cſchechoflowakei, die darauf ausgehe, das deutſche Volks- 
tum an der Grenze zu zerſetzen. Man müßte, Jo führte der Nedner 
aus, die Männer der verfloſſenen Regierungen wegen ihrer Unter- 
fajjungsfünden zur Verantwortung ziehen. Es ſei keine Effekthaſtherei, 
wenn heute Staatsminiſter Hermann Ejfer hier anweſend fei. Mit 
ſeiner Anweſenheit folle dokumentiert werden, daß die nationalſoſia⸗ 
liſtiſche Regierung ſich eins fühle mit der Oftmark, daß fie gewillt 
ſei, ihr zu helfen. 

Als Stellvertreter des am Erſcheinen verhinderten Oberbürger- 
meiſters Liebel begrüßte der Führer der nationalſozialiſtiſchen Stadt- 
ratsfraktion Stadtrat Fink im Auftrage der Stadt Nürnberg und 
der ganzen Bevölkerung Staatsminiſter Ejjer. Die Stadt Nürnberg 
fühle ſich mit der bayerischen Oſtmark ganz beſonders verbunden, 
denn Sehntauſende, die von dort ſtammen, leben heute in Nürnberg. 
Und jo danke die Stadt der Ostmark, weil ſie ihr wertvolle Kräfte 
zugeführt habe. Der Staptrat Nürnberg habe den Beſchluß 
gefaßt, alles Material für Pflasterungen uſ w. aus der 
bayeriſchen Oſtmark zu holen. Seit einem Jahre beſtehe 
an den Schulen Nürnbergs ein großzügiges Hilfs- 
werk für die Ojtmark. Sehntauſende von Paketen ſeien an die 
notleidende Bevölkerung abgegangen. Nürnberg ſei immer bereit, der 
Oftmark zu helfen, wo es gehe. 

Bundes führer Dr. Fran; Lüd the ſtellte mit Genugtuung feſt, daß 
die bayerifchen Verbände unter der Führung Pg. Hanns Beer ſofort 
ihren Beitritt zur geſchloſſenen deutſchen Ostfront erklärten, als er 
nach dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Revolution die Aufgabe zu⸗ 
gewieſen erhielt, die Oltmarkenverbände in einer einheitlichen Organi⸗ 
jation zuſammenzuführen. Staatsminister Eller habe die Schirmherr⸗ 
ſchaft des neugegründeten Bundes Deutſcher Olten übernommen und 
dadurch bekundet, daß es in Deutſchland eine einheitliche 


Oſt- Aufgabe gibt. Die älteſte Oſtmark des deutſchen 
Volkes und Reiches fei die baßeriſche Oſtmark. Im 
Namen der preußiſchen Oſtmark von Oſtpreußen bis Oberſchleſien gab 
der Redner das mit lebhaftem Beifall aufgenommene Verſprechen ab, 
daß die preußiſche Oſtmarkeſtets treu zur baheriſchen 
Oftmark fteben werde. „Ich danke Ihnen, Herr Staatsminiſter, 
im Namen der vielen Hunderttauſende, für die ich hier ſpreche“, be⸗ 
endete der Bundesführer ſeine Ansprache, „daß Sie das Banner der 
Oftmark entfaltet haben. Sie ſtehen nicht nur für die bayerifche, 
Jondern für die ganze Oftmark ein.“ — Die Anfprache des Bundes⸗ 
führers ſchloß mit einem dreifachen Sieg-Heil auf Staaisminifter Eſſer 
und dem Deutſchlandlied. 

Staatsminiſter Sſſer begrüßte es, daß der Bageriſchen Staats- 
kanzlei auch die Fürſorge für das Grenzgebiet übertragen worden 
ſei. Er wille aus eigener Anſchauung, daß die Not zwiſchen 
Weiden und Paſjſau und im Frankenwald unbe⸗ 
ſchreib lich jei. Diejenigen, die jahrzehntelang dieſe Gebiete ver- 
nachläfſigt hätten, hätten damit eine ungeheure Verantwortung auf 
ſich geladen. Die Wiedergutmachung der jahrzehntelangen Ver- 
Ichlampung und Verluderung erfordere auch jahrzehntelange Arbeit. 
Im bayerischen Oſten fühle man am empfindlichſten den Mangel der 
Kräfte, die früher ausgewandert ſeien: der kampffreudigften und 
unternehmungsluſtigſten Kräfte. Wenn es irgendeine Möglichkeit gebe, 
im Rahmen des Siedlungsprogramms ſolche Volksgenoffen wieder in 
die Heimat zurückzuführen, werde man dieſe Gelegenheit ergreifen. 
Nürnberg eigne ſich als Zentrale, um der Grenzbevölkerung den 
Rücken zu ſtärken. Redner verwies auf die Cſchechiſierungsbeſtrebungen 
und die Gleichgültigkeit der früheren Behörden gegen ſolche Gefahren. 
Die Erhaltung des Deutſchtums an der Grenze dürfe 
nichtmehr Privatſache bleiben, die der Staat bisher manchmal 
Jogar bekämpft habe. „Wir in Bayern haben uns ſofort in die Auf- 
gabe des Grenzſchutzes als eine staatliche Aufgabe hineingeſtellt, treu 
dem Loſungswort: Im deutſchen Freiheitskampfe wollen wir Bayern 
nicht hinten, ſondern an der Spitze marschieren.“ Den Frieden könne 
man nur Ichützen, wenn man die Gewähr habe, daß man nicht jeden 
Tag dem Jugriff der Anderen ausgeſetzt ſei. Der Redner ſprach dann 
von der Möglichkeit, die bayeriſche Oftmark verkehrs- 
techniſch zu erſchließen. „Was nützen uns die Kirchtürme, 
wenn wir keine Gelegenheit haben, unſeren Kindern das ABE beizu- 
bringen?“ Suerſt die Schule, dann das Krankenhaus, und dann erſt, 
wenn noch Geld da ift, die Kirchel Zur Erreichung dieſes Zieles fei 
ſtrengſte Ordnung und Diſziplin erforderlich. Der Redner ſchloß 
unter Erinnerung an Luther als Künder des Deutjchtums mit der 
Mahnung, voranzuſchreiten nach dem Beiſpiel der Sudetendeutſchen 
und aller, die wegen ihrer deutſchen Geſinnung an der Grenze in den 
Gefängniſſen ſchmachten. 

Der Baueriſche Oſtmark-Sprechchor ſprach nun unter 
Leitung des Lehrers Veit den Spruch: „Die Oſtmark ruft“ (von 
Dr. Schauwecker) und die Verſammlung ſang das Horſt-Weſſel-Lied. 


Buchbeſprechungen. 


„Die deutsche Oſtmark im Unterricht.“ Verlag Heinrich Handel, 
Breslau 1935. Preis 1,20 RM. — „Nicht Weft- und nicht Oſt⸗ 
orientierung darf das künftige Ziel unſerer Außenpolitik fein, ſondern 
Oſtpolitik im Sinne der notwendigen Scholle für unſer Volk.“ Dieſe 
eindeutig zielſetzenden Worte des Führers lafſen heute ganz Deutſch⸗ 
land aufhorchen und den Blick nach Often richten. Sie machen es 
beſonders der deutſchen Schule zur Pflicht, ſich mit den raflilchen, 
gejhichtlichen, wirtfchaftlichen und kulturellen Belangen der deut— 
ſchen Oſtmark eingehend zu befaſſen. Nicht nur die Kinder der 
oſtelbiſchen Provinzen ſelbſt ſollen ihre Heimat kennen und lieben leruen, 
nicht nur ſie die ganze Schwere der „blutenden Grenze“ verſtehen. 
„Der Jugend im Weſten, Norden und Süden Deutſchlauds gilt es zu 
zeigen, daß der Oſten ein lebenswichtiges Glied des deutſchen Volks- 
bodens ilt.“ Dieſer nationalpolitiſchen Verpflichtung kommt das vor- 
liegende Sammelheft in vorbildlicher Weiſe nach. Jede der darin 
enthaltenen Jechs Einzeldarſtellungen behandelt eine bejondere Land“ 
ſchaft in ihrer Siedlungsgejchichte oder einen beſonderen Sragenkreis 
als abgeſchloſſenes Ganzes; jeder Autor geht von einer neuen Seite, 
unter einem anderen Blickpunkt an ſeine Aufgabe heran: alle aber 
führen den Geiſt des Kindes in die brennenden Fragen der Gegenwart 
hinein, Manche der knappgefaßten Arbeiten bieten ſich in der ſchlichten 
Sprache einer volkstümlichen Erzählung dar, anderes wirkt durch die 
graphischen Darſtellungen lehrreich und eindringlich. Jedem Lehrer 
Jei dieſes pädagogiſche Hilfsmittel warm empfohlen. 

Marga Heyne. 


Hitler in der Karikatur der Welt. Von ESrnſt Hanfſtaengl. 
Verlag Braune Bücher, Berlin W 35. 3,59 RM., geb. 4,59 NM. 

Eines der intereſſanteſten Bücher, die in dieſer Zeit herauskamenf 
Geschaffen vom Auslandspreſſechef der ASDAP., der bier etwa 100 
originalgetreue Karikaturen des Führers wiedergegeben — und wider- 
legt hat. Der Führer hat das Buch durchgeſehen und genehmigt. 
Aus den Blättern der Weltpreſſe (bis zur Türkei, bis Havanna) ſind 


beſonders ſtark wirken. Das Buch wird ſeinen Weg machen. 


Karikaturen herausgezogen worden, Beispiele für den Haß gegen 
Hitler, für die Beſorgnis, daß er einſt zur Macht gelangen könne. 
Nun iſt er zur Macht gekommen, und die Welt ſteht vor einer Tat- 
ſache, die fie nicht leugnen kann, und angeſichts derer dieſe Karikaturen 
Or. L. 


Caunenberg 1914/1933. Unter diefem Titel iſt ſoeben zur Er⸗ 
innerung an den Staatsakf in Cannenberg am 27. Au⸗ 
guſt 1933 ein Godenkbuch für das Deutſche Voll erſchienen. Es 
enthält die Neden des Führers, des Neichspräſidenten, des Minijter- 
präsidenten und des Oberpräſidenten von Königsberg, ſowie eine Cin⸗ 
leitung von Rudolf Schmidt, Referent im Preußischen Staats- 
miniſterium, und eine Schilderung der Schlacht bei Tannenberg 1914 
aus der Feder des Oberführers Major a. D. Profeſſor Dr. v. 
Arnim. 24 bejonders ſchöne Kunſtdrucktafeln vermitteln 
einen ſtarken Eindruck von der Feier am 27. Auguſt. Das Buch ver⸗ 
dient weiteſte Verbreitung nicht nur im preußischen Osten, ſondern 
in allen deutſchen Sauen. Es iſt im Reimar Hobbing-Verlag, Berlin, 
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erjehienen, 
eee 
! IN III 


Die Oſt⸗Ausſtellung 

des Bundes Deutſcher Often in Berlin wird Anfang Dezember im 
Hauſe Lothringerfir. I feierlich eröffnet werden. Die Ansftellung 
wird ein lebensvolles Bild der deukſchen Srenzlande im Often und 
ihrer Bedeutung zeigen. Auch hier wird die Cotalität des 
deutſchen Oſtraumes von Königsberg bis Pafjan 
in Erſcheinung treten. Die Einladungen ergehen in Kürze. Nähere 
Mitteilungen jolgen in der nächſten Nummer des „Oſtland“. 


. ˙ ee ee ers ee ee cn c 


Preuß.Staats-Lotterie 


Lose 3. Kl. am 13 er 1 Bercaber 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 


Berlin W 35, 
Siwinnt, ==: 


Potsdamer Str. 110 
Ecke Lützowstraße. 
trüher in Kattowitz, O.-S. Tel. Lützow 3686, 


Aufbaukred it. 


für Grenz- u. Auslandsdeutſche 
G. m. b. H. 

Berlin W30, Motzſtraße 22 

Telephon: B5 Barbaroſſa 9061 


Abteilung „Sterbefürſorge“ 
Aufnahme von Mitgliedern des Bundes 


Deutſcher Oſten e. V. erfolgt jederzeit 
zu vorteilhafteſten Bedingungen 


Samiliennachrichten, 


Geburtstage: Hulda Lody, geb. Kleinert, Witwe 
des früheren langjährigen Beigeordneten und Gerberei⸗ 
beſitzers Auguſt ditt in Neuſtadt bei inne, jetzt in 
Hannover, Jako tr. 12, am 27. 11. 90 J.; Wilhelm 
Mähr ich N Urfeunbabndertnieiier i. R., in Hannover, 
Bütersworthſtr. 20, früher in Poſen, am 26. 10. 70 J. 7 
Bäckermeiſter Hermann Fleiſchmann 255 Königsberg i 
1755 1 Flottwellſtr. 11, fr. „Zins sburg i. Weſtpr., am 31. 10. 
Witwe Hulda Dahlke in Woltersdorf, Wer⸗ 
derſtr. 55, fr. Brei b. Oſche, Krs. Schwetz (Weſtpr.), 
am 27. 10. 5. J Angeſtelltenrentnerin Helene 
Scha um, Salberhäbt, Adolf⸗ er 10, früher 
Vromberg, am 31. 71 Kleinreutner Anton 
Deckwarth in Nehrsbeim, au 3. 11. 78 J 


Goldene Hochzeit: Lademeiſter, i. N. Friedrich 
Labs und Frau in Zepernick-Röntgenlal, am i. 10. 


Buchbeſprechungen. 


„Die Frau im Dritten Reich“, von Elſe Frobenius. 
Nationaler Verlag Joſepg Garibaldi Huch, Berlins 
. ilmersdor. Preis 2,—NM. 


Als Schrift ſür die nationalſozialiſtiſchen Frauen⸗ 
ſchaften möchten wir die warmherzige Beteuntnisſchrift 
von Elfe Frobenius in ganz beſpuderem Sinn be⸗ 
zeichnen und weitergehend für alle Frauen und Mädchen, 
Rethenſchaft geben möchten über die großen 
dem weiblichen Geſchlecht heute beim 


die ſich 
Aufgaben, die 


Neuguſban des Vaterlandes zufallen. Ausgehend von 
demſelben Glauben, der Adolf Hitler zum Führer 


dieſer großen Bewegung werden ließ, non dem 
Glauben an das ewige Deutſchland, aufbauend anf der 
unzerſtörbaren Lebenskraſt unſeres Volkes, durch⸗ 
Icbreiten. wir mit der Verfaſſerin die ve: chiedenen 
Wirkungsbereiche der mütterlichen Frau. Wir lernen 
verſtehen, was ſie im neuen Deutſchland für die Er⸗ 
haltung der raſſiſchen Grundkräfte, für die Ausbildung 
eines neuen hochwertigen chentums, für die 
Fflege der edlen Kulturgüter im Sinne der vom 
Führer geſchaffenen Volksgemeinſchaft zu leiſten Sat. | 

M. Heyne. 
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oiterie Am 2. Nov. 1933 verſtarb plötzlich 
5 nach kurzem Leiden im Alter von 
248 Jahren mein lieber Gatte, unſer 
| guter Vater der 


Reichsbahnſchloſſer 


Bruno Rauhut 


In tiefem Schmerz 
Wanda Rauhuf 
geb. Rauhut 


Herta u. Arſula 
als Kinder 


Berlin O 112, Jungſtraße 20 
(früher in Poſen). 


Am 18. Nov. 1933 verſtarb nach 
längerem Leiden unſer hochverehrtes 
und langjähriges Mitglied, Herr 
Brauereidirektor i. R. 


Max Stein 
Berlin O34, Boxhagener Straße 14, 
früher Grätz bei Poſen, im Alter 
von 72 Jahren. 

Wir werden dieſem treuen Oſt⸗ 
märker ſtets ein ehrendes Andenken 
bewahren. 

Berlin, den 21. Nov. 1933. 


Bund Deutſcher Oſten e. V 
Ortsgruppe Berlin ⸗Oſt. 


len nördlichen 


Osten eures 
— . eh ER nee 


Vaterlandes! 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslandsdeutsche G. m. b. N. 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. Tel. B 


Verwertung von 


6% Reichsschuldbuchiorderungen 
durch Verkauf und Beleihung j 
Vermittlung von Versicherungen J. Art 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegeaheiten 
Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 
DDP 
Berlin W 30, Motzſtraße 22 — Fernruf: 8 5 Barbarofia 9061 — Poſtſcheg konto: Berlin 104726. 


Verlag: Bund Deutſcher Oſten E. V., 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kred el, Berlins griedenau — Druck: Hempel & Co. & 


cane 


Wer kennt 


Aenne 
die jetzige Anſchrift des 
Herrn Alfred Friedrich 
Wilhelm Holz, geboren 
am 6. 11. 1888 zu Lulin⸗ 
ko, Kreis Obornik, der⸗ 
ſelbe hat nach Krie = 
ende in Rochmühle K 

Jarotſchin 1 0 


5 Barbaroſſa 9061. 


iſt dann nach Deutſch⸗ 
land abgewandert Zu⸗ 
ſcrriften unter 3035 an 
das Oſtland erbeten. 


Oſtmärkerl 


Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung M. 


Wohn⸗ u. Geſchäftsgrdſt., geeign. 
J. jede Art Sabrik, auch als 
Erholungsheim u. dergl., im 
Thüringer Wald 

Landhaus- Villa i. d. Neumark 
mit Land (evtl. Verpachtung f. 
monatlich 150 RM. 

Kartonagenfabrik in lebhaft. Sn⸗ 
duftriejtadt Schleſ. Preis: 

Hotel- u. Reftaurationsgröft. m. 
Café, Nähe Landsberg a. d. W. 
(evtl. Verpachtung!) „ 

Villa (7 Räume) in Wernigerode 

es (20 Sim.) in Gern- 
rode (Har) 

Villa m. jegl. Komfort i im ſchönſt. 
Teile Charlottenburgs . 

Geſchaftsgrdſt. (Spielwaren- und 
Kinderwagen-Hdlg.) in Groß⸗ 
ſtadt der Provinz Sachſen 

Sabrikgröft. mit Wohnvilla in 
bedeut. Induftrieort Thür. 

Landhaus- Villa i. Riefengebirge 

Weltſtädt. Ronzertcafe i. Frank- 
furt a. Main . Preis: 

Holländ. Wind- u. Motormühle 
im Kreiſe Ruppin 

Sefchäftsgröft. mit Kohlen⸗ und 
Sn oilelböig, i. d. Grenzmark, 

Nähe Steinau (Oder) 5 

Mod, erbaut. Kurhaus m. neu- 
zeitlichen Einrichtungen a. d. 
Peripherie von Dresden 

Wohn- und Geſchäftshaus mit 
verkäuflicher oder zu verpacht. 

bedeutender Dampfmwäſcherei 
in Dresden. 5 
Geſchäftsgroͤſt. m. Kolonialwaren⸗ 
fg., Wein- u. Spirituoſen⸗ 
Verkauf in lebhaft. Orifchaft 
Nähe Wittenberge . 

Schloßart. Billengrdlt in Oubin 
(Laulitzer Gebirge) . . N 

Villa (10 Näume) in bekannt. 
deutſch. Kurort a. Bodenſee 

Wohn⸗ und Geſchäftshaus mit 
flottgeh. Herren-Artikel-He⸗ 
ſchäft in lebh. Stadt, 50 Km. 
vor Berlin 

Villengrdſt. (Jagdhaus) i. d. Dis 
bener Heide (für einen pal. 
Jäger ein Dorado) . war 

Alahl- u. öGlmühle u. Schälerei 
5 Co. Tagesleiftg. m. Wohn- 


18.000 


8 o 
32.000 
18 ooo 
15 000 
5000 


n. Vereinbg. 


25 000 


70.009 
12.000 


45 000 
o ooo 


25 o 


30 000 


. n. Vereinbg. 


15 000 


20.000 


20.000 


24.000 


20.000 


haus in bedeut. Stadt deniat]Jrögonc 


haus in bedeutender Stadt der 
Nioderlauſitz . 

Landhaus (8 Fim) bei Sürſten⸗ 
walde a. d. Spree, 30 Km. vor 
Berlin! . 

Sandhaus- Billa, oberbaur. Stils, 
i. bekannt. oberbayr. Sommer- 
friſchenort . 3 

Goſchäftsgrdſt. ın. gut fundierter 
Sleiſcherei in Bitterfeld. 

Waldgröft., 45 Km. vor Berlin, 
4/4 Morg. groß, geeign. z. Er⸗ 
richtung eines Sanatoriums, 
Erholungsheimes oder 99 


Pr 
Weltſtadt-Hotel I. Nang. (Pacht. 
hotel m. langj. Pachtvertrag) 
i. Dresden unmittelb. a. Haupt- 
bahnhof 
Drei nebeneinanderlieg. Grund⸗ 
jtücke (Holz- u. enden 
in Puriz 7 


40.000 


10.000 


n. Vereinbg. 
20 000 


. 50.000 


42 000 


Bild-Prokpekte ko m enlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 


Dörnbergstraße 1. Tel. 


: B2 Lützow 5933. 


m. b. H., Berlin SW. 68, Zimmerſtraße 7/8. 


